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Editorial
Liebe FreundInnen,
LeserInnen und GenossInnen!

Die ersten beiden Monate des Jahres
2006 sind verstrichen und es hat sich viel
getan. Mit der Protestkundgebung am
Viktor -Adler -Markt am 10. März gegen
einen Auftritt v on Strache beenden wir
unsere Kampagne "Gemeinsam gegen
Rassismus kämpfen".
Höhepunkt w ar eine Demonstration
gegen Rassismus am 4. März 2006 in
Wien, die von ArbeiterInnenstandpunkt
und der Jugendorganisation REVOLU-
TION gemeinsam mit mehreren türki -
schen Organisationen, FreundInnen und
GenossInnen, organisiert wurde. An der
Demonstration nahmen trotz schlechtem
Wetter (Schnee, eisige Kälte) rund 500
Leute teil. Der Großteil w aren Im-
migrantInnen aus der Türkei.
(Demonstrationsbilder unter www .
arbeiterInnenstandpunkt.net)
Die Kampagne gegen das rassistische
Volksbegehren war für uns ein erster
wichtiger Schritt, um den Rassismus im
Sinne des Konzepts der revolutionären
Intergation zu bekämpfen und
ImmigrantInnen für rev olutionär -marxi -
stische Ideen zu gewinnen.
Heute sind in W ien etwa 40% der
VolksschülerInnen ImmigrantInnen, die
Zahlen bei den unteren Schichten der
ArbeiterInnenklasse in W ien sind ähn-
lich. Für uns ist klar: Die neue revolutio -
näre Partei wird eine multinationale
sein, oder sie wird nicht rev olutionär
sein! Dorthin haben wir in den letzten
Wochen einen guten Schritt vorwärts
gemacht und mit der internationalisti -
schen 1.Mai-Demonstration werden wir
diesen Weg weiter vertiefen. Aus diesem
Grund w erden wir v on nun an auch ver-
mehrt Artikel in serbokroatischer und
türkischer Sprache veröffentlichen.
Damit kommen wir nun auch zu unse -
rem nächsten Schwerpunkt: Unsere
Kampagne gegen den Besuch des 

Kriegstreibers George Bush in Öster-
reich Ende Juni 2006. Unsere erste
Stellungnahme dazu veröffentlichen wir
daher in dieser Zeitung in deutscher und
türkischer Sprache.
Ziel dieser Kampagne ist nicht nur eine
möglichst große und lautstarke
Demonstration am Tag, an dem Bush
nach Wien kommt, getragen von einem
möglichst breiten Bündnis. Nein, unser
Ziel ist es, Wien in eine Anti-Bush-Stadt
zu verwandeln. Wir sehen die Einladung
für den US-Präsidenten als Provokation
der Bürgerblockregierung gegen alle
fortschrittlichen und linken Kräfte in
Österreich und die w eltweite Antikriegs-
Bewegung.
Während der Krieg gegen den Irak gera-
de noch im laufen ist, verschärfen sich
die Drohungen gegen den Iran und die
Auspressung des palästinensischen
Volkes nach dem Wahlsieg der Hamas
Ende Jänner.
Hier zeigt sich wieder die Fratze des
Imperialismus offen, wie wir in unserer
Stellungnahme zu diesem ungemein
wichtigen Thema darlegen.
Zum Abschluss möchten wir noch dar -
auf hinw eisen, dass sich dieses Jahr zu
Ostern die Erklärung der
Unabhängigkeit Irlands und der
Dubliner Osteraufstand zum 90. Mal jäh -
ren. Wir v eröffentlichen daher aufgrund
dieses historisch wichtigen Ereignisses
für das w eltw eite Proletariat Leo
Trotzkis Artikel aus dem Jahr 1916 "Über
die Ereignisse von Dublin" zum ersten
Mal in deutscher Sprache.

Viel Spaß beim Lesen wünscht,

Dieter Reinisch
für die Redaktion des

ArbeiterInnenstandpunkt



Seit Wochen sind die Medien voll v on
protestierenden Menschenmassen in der
sogenannten islamischen Welt. Bren-
nende Fahnen, Besetzung von EU-Büros
oder das Zerstören von europäischen
Botschaften stehen auf der Tagesord-
nung. Auslöser waren zwölf islamfeind -
liche Karikaturen in der dänischen,
rechtskonservativen Zeitung Jyllands-
Posten. (Die bäuerliche Zeitung, heute
das auflagenstärkste Blatt Dänemarks,
war übrigens eine der ersten
UnterstützerInnen v on Hitler und der
NSDAP außerhalb von Deutschland,
noch vor deren Machtübernahme 1933.)
Wie gesagt, die Karikaturen waren der
Auslöser, sie sind aber nicht der Grund
für die anti-w estlichen Proteste. Der
Grund liegt ganz w o anders. Aufgrund
von jahrzehntelanger Unterdrückung
und Vorherrschaft durch die imperiali -
stischen Großmächte sehen viele Men-
schen im Nahen und Mittleren Osten
den Westen - das sind für sie die EU und
die USA - zurecht als das Feindbild
Nummer 1. Die USA führen Krieg gegen
den Irak, ihre Verbündeten in Europa
und Israel unterdrücken die Völker in
Palästina und anderen Ländern. Durch
die Verbündeten in Europa unterhalten
die USA ein Netz von Geheimgefäng-
nissen. Wer dort festgehalten wird, w eiß
niemand, schon gar nicht, ob diese
Menschen überhaupt auch nur irgendei -
ner Tat schuldig sind.
Damit kommen wir auch schon zum
Kern des Konflikts. Denn dieser ist zw ar
seiner Form nach eine religiöse Ausein-
andersetzung. Aber auch wenn der reli-
giöse und kulturelle Aspekt ein wichti -
ger Bestandteil ist, so ist der Konflikt um
die Karikaturen seinem Wesen nach
auch und insbesondere eine Auseinan-
dersetzung um die Unterdrückung der
Völker in der moslemischen Welt durch
die imperialistischen Großmächte sowie
die Diskriminierung der Immi-
grantInnen in den w estlichen
Metropolen.
Es ist geradezu lachhaft, wenn die libera-
len Medien diese Auseinandersetzung
als einen Konflikt um Meinungsfreiheit
darstellen. Die Karikaturen mögen einen
religions-kritischen Aspekt besitzen, in

ihrer Hauptsache sind sie jedoch reaktio-
näre Verunglimpfungen, in denen
Moslems als TerroristInnen dargestellt
werden (siehe z.B. den Kopf
Mohammeds, dessen Turban in eine
Bombe mit zündender Lunte übergeht).
Deswegen ist die Wut und Empörung
vieler Moslems über die Karikaturen
authentisch und kein Produkt irgendei -
ner Verschwörung. Das ändert aller-
dings nichts an der Tatsache, dass natür-
lich die herrschende Klasse in verschie-
denen Ländern sowie islamistische
Kräfte ein Interesse daran haben, die
politische antiimperialistische W ut der
Massen in für sie ungefährlichere religiö -
se Bahnen zu lenken. Ein politischer
Antiimperialismus gefährdet indirekt
auch die klerikale Bourgeoisie in diesen
Ländern, die oft Hand in Hand mit dem
Imperialismus zusammenarbeitet. Ein
religiös gefärbter Protest hingegen
macht es für die jeweiligen Regimes und
die islamischen FundamentalistInnen
leichter, die Massen unter dem Banner
der Einheit der Moslems um sich und
gegen die "Ungläubigen" zu scharen.
Als die Karikaturen erstmals Ende
September 2005 erschienen, protestierten
Verbände dänischer Moslems zuerst mit-
tels dem Sammeln von 17.000
Unterschriften und v ersuchten, ein
Treffen mit dem dänischen
Ministerpräsi-denten zu erreichen.
Dieser reagierte jedoch nicht einmal und

stattdessen verschickten reaktionäre
RassistInnen noch weitere Mohammed-
Karikaturen an Moslems. Daraufhin
wandten sich die dänischen
Moslemverbände an die Botschafter
moslemischer Staaten, denen jedoch der
Ministerpräsident ebenso eine Audienz
verweigerte. Erst nach diesem arrogan-
ten Auftreten der Spitzen des imperiali -
stischen Kleinstaates im Norden Europas
trugen die dänischen Moslem-Vertreter
ihren Protest zu den islamischen
Würdenträgen im Nahen Osten. Auf
einer Konferenz der Organisation der
Islamischen Konferenz im Dezember
2005 in Mekka wurde dann die
Angelegenheit im Abschlusskommuni-
que aufgegriffen und erlangte somit grö -
ßere Publizität. (Zur Chronologie siehe
Hassan M. Fattah: At Mecca Meeting,
Cartoon Outrage Crystallized, in: New
York Times, 9. 2. 2006;
www .nytimes.com/ 2006/02/09/interna-
tional/middleeast/09cartoon.html?hp&e
x=1139547600&en=578cb46567d732ae&ei
=5094&partner=homepage) 
Es ist richtig, dass die islamistischen
Kräfte und die bürgerlichen Regimes erst
spät mit der Unterstützung und Orga-
nisierung der Proteste begannen. Sie ver-
suchten wohl, zuerst auf dem Weg der
bürgerlichen Diplomatie Druck auszu -
üben. Erst als sie von der Regierung des
imperialistischen Dänemarks brüsk
zurückgewiesen wurden und erst als die
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Für internationale Solidarität der ArbeiterInnenklasse statt
religiösem Fundamentalismus!

Nein zu imperialistischer Arroganz!
Stellungnahme zu den Auseinandersetzungen um die Mohammed-Karikaturen

von Michael Pröbsting, michael.proebsting@arbeiterInnenstandpunkt.net

und Dieter Reinisch, dieter.reinisch@arbeiterInnenstandpunkt.net 

Transparent des ASt bei der antirassistischen Demonstration am 4. März 2006 in Wien:
“Internationale Solidarität” in dr ei Sprachen (deutsch, türkisch und serbokroatisch)



westlichen Großmächte die Drohungen
gegen den Iran verschärften und sich der
Zorn vieler Moslems über einen neuerli -
chen Angriffskrieg der USA steigerte,
puschten einige Regierungen und islami-
sche FundamentalistInnen die Kontro-
verse über die Mohammed-Karikaturen
in der Öffentlichkeit und initiierten so
die Massenproteste.
So besitzen die Proteste der Moslems
einen widersprüchlichen Charakter .
Einerseits spiegeln sie die Ablehnung
der imperialistischen V orherrschaft und
Arroganz wieder und sind insoferne
gerecht. Gleichzeitig aber nehmen sie
eine religiöse Form an und verwandeln
den Konflikt Imperialismus gegen unter -
drückte Völker/ImmigrantInnen in einen
falschen, nach religiösen Linien definier -
ten Gegensatz, der die moslemischen
Massen hinter bürgerliche Kräfte schart.
Es ist äußerst wichtig, diese Wider-
sprüchlichkeit w ahrzunehmen und in
einem dialektischen, materialistischen
Sinn zu verstehen. Ansonsten handelt
man nicht als MarxistIn und v erkommt
entweder - wie die linksliberale
Zeitungsschickeria und die antinationa -
len Kreuzritter - zum
Hofnarren des liberalen
Imperialismus, der
unter der Losung des
"Rechts auf
Meinungsfreiheit" dem
imperialistischen Krieg
ge-gen Terror zuarbei -
tet. Oder man verwan-
delt sich in unkritische
Verteidiger des klein -
bürgerlichen bzw . bür-
gerlichen Antiimperia-
lismus.
Wie stehen wir nun zu
den Karikaturen?
Als MarxistInnen treten
wir für völlige Religi-
onsfreiheit ein, das bein-
haltet auch das Recht,
sich über Religionen
und/oder Gottheiten

lustig machen
zu können.
Trotzdem leh-
nen wir es ab,
dies dazu zu
v erw enden,
um rassisti-
sche Ressenti-
ments zu
schüren. Der
Zw eck der
Karikaturen
war einzig
und allein, die
muslimische
Bevölkerung

als TerroristInnen zu brandmarken und
zugleich über den palästinensischen und
irakischen Befreiungskampf herzuzie -
hen. Diese Zeichnungen sind zutiefst
reaktionär und abzulehnen und sie kön -
nen auch nicht mit dem Argument der
Meinungsfreiheit v erteidigt w erden, wie
es derzeit von der liberalen Bourgeoisie
versucht wird.
Rassistische Stereotypen wurden be-
nutzt, um den Hass gegen alle Muslime
weltweit zu schüren. Dafür müssen wir
vor allem alle muslimischen Im-
migrantInnen in Österreich schützen
und ihre Abw ehrkämpfe gegen Rassis-
mus und AusländerInnenfeindlichkeit
nicht nur unterstützen, sondern auch
fördern. Daher v erteidigen wir auch die
30 streikenden muslimischen Kolpor -
teure in Graz oder die Pressesprecherin
der Initiativ e Muslimischer Österreicher
Carla Baghajati vor den Angriffen des
antinationalen Rassisten Thomas
Schmidinger im Standard v om 8.
Februar 2006.
Die Lösung dieses Konflikts können aber
auch nicht Appelle an die bürgerlichen
Regierungen in Europa, im Mittleren

Osten oder an die EU sein. So appellierte
die dänische Enhedslisten - ein Bündnis
div erser linksreformistischer und zentri -
stischer Linker - in einem offenen Brief
an die dänische Regierung am 30. Jänner
2006, dass diese Schritte zur Versöhnung
mit den Moslems setzen solle. Nicht
Appelle an die rechtskonservative
Regierung Dänemarks, sondern Kampf
gegen sie und Solidarität mit jenen, die
gegen die imperialistische, rassistische
Regierung Widerstand leisten - das ist
die Hauptaufgabe für marxistische
RevolutionärInnen. Die Lösung kann
nur die internationale Solidarität aller
Werktätigen - unabhängig v on ihrer
Hautfarbe - in Europa, Nordamerika
und dem Nahen und Mittleren Osten
gegen Imperialismus und Rassismus
sein. Das heißt gemeinsamer Kampf
sowohl gegen den imperialistischen
"Krieg gegen den Terror" als auch gegen
jede ausländerInnenfeindliche Gesetz-
gebung, rassistischer Hetze durch
Medien und Parteien und der gemeinsa-
me, aktive Kampf gegen die Spaltung
der ArbeiterInnenklasse in "Ausländer"
und "Inländer".
Denn die Leidtragenden der derzeitigen
Situation sind nicht die europäischen
Regierungen, deren Botschaften ange-
zündet w erden. Diese versuchen von der
gegenwärtigen Polarisierung unter der
Parole des Krieges der Kulturen zu pro -
fitieren genauso wie die arabischen
Regimes, die von den innenpolitischen
Missständen nun abzulenken und die
Massen wieder an sich zu ziehen versu-
chen. Nur internationale Solidarität
gegen Imperialismus und Rassismus
sowie für die Verteidigung demokrati -
scher Rechte weisen den Weg voran.
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Muslime demonnstrieren in Wien am 20. Februar2006 gegen die Veröffentlichung der Karikatur en.



1. Die imperialistischen Großmächte -
allen voran die USA sowie die
Europäische Union - verlangen vom Iran
die Aufgabe seines Programms zur
Entwicklung v on Atomkraftw erken.
Sollte Teheran den imperialistischen
Forderungen nicht nachkommen, dro -
hen die Großmächte mit Sanktionen bis
hin zu einem Angriffskrieg.
2. Es ist von höchster Dringlichkeit, daß
sich die weltweite ArbeiterInnenbew e-
gung, die unterdrückten Völker sowie
die sozialen Bewegungen gegen diese
imperialistische Aggression stellen und
zu breiten Widerstandsaktionen mobili -
sieren.
3. Die imperialistische Propaganda-
maschinerie und ihre Helfershelfer im
linksliberalen und reformistischen Lager
versuchen die Kriegsdrohungen aus
Washington und Tel Aviv zu rechtferti -
gen, indem sie wüste Unterstellungen
und Lügen über die Gefahr v erbreiten,
die angeblich vom Iran ausgeht. Diese
reichen von angeblichen Plänen zur
Anschaffung v on Nuklearw affen bis hin
zur Auslöschung Israels. Selbstständig
denkende ArbeiterInnen und Jugend-
liche sollten sich von den Propaganda-
märchen der Kriegstreiber nicht blenden
lassen. Bleiben wir bei den Fakten:
i) Als ein souveräner Staat hat der Iran
das Recht, so wie unzählige andere
Länder - inklusiv e den USA und fast
allen EU-Staaten - Atomkraftw erke zu
betreiben. Mit w elchem Recht wollen
jene Großmächte, die selber unzählige
Atomkraftw erke betreiben, dem Iran das
gleiche Recht absprechen?!
ii) Die Behauptung, der Iran stehe kurz
davor, Atomw affen zu besitzen, ist eines
der üblichen Lügenmärchen aus dem
Hause Bush und Blair. Es enthält in etwa
den gleichen Wahrheitsgehalt wie die
Behauptung der Bush-Administration,
dass der Irak Massenvernichtungsw af-
fen besessen hätte oder Blair's Geschich-
te, der Irak könne Massenvernichtungs-
waffen innerhalb von 45 Minuten zum
Einsatz bringen. In Wirklichkeit herrscht
unter w estlichen Sicherheitsexperten
nicht der geringste Zw eifel, dass der Iran
nicht einmal annähernd im Besitz v on
Atomw affen ist. So berichtete die US-
amerikanische "Washington Post" am 2.
August 2005 von der übereinstimmen-
den Annahme der amerikanischen Ge-
heimdienste, dass der Iran noch ein
Jahrzehnt von der Herstellung der

Schlüsselkomponenten für Nuklearw af-
fen entfernt ist.
4. Aber nehmen wir an, dass der Iran tat-
sächlich längerfristig anstrebt, Atomw af-
fen zu erwerben. Mit w elchem Recht
wollen ihm die imperialistischen Groß-
mächten und ihr Kettenhund Israel dies
verbieten? Sind es nicht die USA, die
selbst über 10.000 Nuklearsprengköpfe
besitzen?! Ist es nicht Israel, das mehr als
200 Atomraketen sein eigen nennt?! Mit
welchem Recht beanspruchen diese
Staaten, ihre Monopolstellung aufrecht -
zuerhalten und Iran den Besitz auch nur
einer einzigen Atomrakete zu v erwei-
gern? Es ist bezeichnend für die imperia-
listische Arroganz, dass sie für sich sel-
ber Rechte beanspruchen, die sie ande-
ren Staaten der sogenannten III. Welt
verweigern. Diesen herrschenden Klas-
sen geht es ausschließlich darum, ihre
weltweite Herrschaft (USA, EU) bzw.
ihre regionale Vormachtstellung (Israel)
gegen jede mögliche Herausforderung
aufrechtzuerhalten.
5. "Aber der Iran droht Israel auszulö -
schen!" schreien die aufgescheuchten
linksliberalen Intellektuellen oder die
sich für solche halten. Wiederum ist es
nützlich bei den Tatsachen zu bleiben. Es
ist Israel und nicht der Iran, das ein gan-
zes Volk - die PalästinenserInnen - von
ihrnem Land v ertrieben hat und
Millionen Menschen zum Leben in
Flüchtlingslagern v erurteilt. Es sind die
USA und nicht der Iran, die bislang
Atom-w affen einsetzten und Millionen
Ja-panerInnen ermordeten und verkrüp -
pelten. Es ist das Pentagon und die israe-
lische Armee, die konkrete Angriffspläne
gegen den Iran entwickelt haben und
dabei auch den Einsatz sogenannter
"taktischer Atomw affen" erwägen - und
nicht umgekehrt der Iran, der angeblich
einen Angriff auf die USA plant.
6. Die Blutrünstigkeit des Imperialismus
kam vor kurzem in einem Artikel eines
liberalen Imperialisten in der deutschen
konservativen Tageszeitung "Die Welt"
zum Ausdruck: "Das Risiko einer militä -
rischen Intervention könnte zw ar Opfer
in Größenordnungen des Ersten und
Zw eiten Weltkriegs mit sich bringen,
doch der Triumph des islamistischen
Terrors würde an Gräßlichkeit alles
überbieten, was uns die Weltgeschichte
vermittelte." (Lord W eidenfeld:
Verleugnete Bedrohung, Die Welt, 25.
Januar 2006, www.welt.de/data/2006/01/

25/835953.html) Um also die angeblichen
Gräuel des "islamistischen Terrors" (der
in Wirklichkeit in den letzten Jahren w eit
weniger Opfer verursachte als der impe-
rialistische Terror im Irak, Afghanistan
usw.) zu verhindern, sind die Im-
perialistInnen zu Kriegen entschlossen,
denen 20-50 Millionen Tote zum Opfer
fallen könnten.
Das ist die heuchlerische Logik des
Imperialismus auf den Punkt gebracht:
Friede bedeutet Angriffskrieg,
Demokratie bedeutet Abu Ghraib.

Reaktionärer Charakter des
Regimes in Teheran

7. Unsere konsequente Opposition gegen
den Imperialismus macht uns keines-
wegs blind für den reaktionären
Charakter des iranischen Regimes. Das
Regime der Mullahs kam an die Macht,
nachdem die bürgerlich-religiösen Kräf-
te um Ay atollah Khomeinei die erfolgrei -
che Revolution der iranischen Arbeiter -
Innen, Bauern und Jugendlichen gegen
die amerikanische Marionette Shah Resa
Pahlewi 1979 politisch enteigneten und
in eine islamistische Konterrevolution
umw andelten. Unter der Herrschaft der
bürgerlichen Islamisten wurde die
ArbeiterInnenbew egung und alle demo-
kratischen Kräfte unterdrückt und
Tausende AktivistInnen ermordet.
8. Der reaktionäre Charakter des irani-
schen Regimes zeigt sich auch aktuell bei
der brutalen Unterdrückung der Streiks
der Busfahrer in Teheran. Die neuge-
gründete unabhängige Gewerkschaft
Sherkat-e Vahed kämpft für eine
Verbesserung der Arbeitsbedingungen
und sieht sich umfangreichen Repressi-
onsmaßnahmen des Regimes ausgesetzt.
So wurde der Vorsitzende der Gewerk-
schaft, Mansour Ossanlou, zusammen
mit 13 weiteren führenden Mitgliedern
verhaftet.
9. Ebensowenig breiten wir den Mantel
des Schweigens über die reaktionären
Aussagen des iranischen Präsidenten
Ahmadinejad, in denen er den Holocaust
in seinem vollen Ausmaß leugnet. Wir
verurteilen jede Form des Antisemitis-
mus.

Heuchelei des Imperialismus

10. Aber im Unterschied zu den linksli -
beralen und antinationalen Hofnarren
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Nieder mit der imperialistischen Aggression gegen den Iran!

Verteidigt den Iran gegen den US-Imperialismus!
Stellungnahme des Politischen Büros des ArbeiterInnenstandpunkt, 25.Februar 2006



des Imperialismus v erwechseln wir
Worte nicht mit T aten. Können die reak-
tionären Worte des iranischen Präsiden-
ten zur Geschichte über die reaktionären
Taten der USA und Israel in der
Gegenwart im Irak, in Afghanistan und
in Palästina hinw egtäuschen? Sind die
aufgeklärten, weltoffenen Phrasen des
"demokratischen" Imperialismus mehr
wert als ihre Ermordung v on mehr als
100.000 IrakerInnen seit Beginn des
Krieges im März 2003 (und noch vielen
mehr davor in den Jahren der
Sanktionen durch die UNO)?! Wer auf-
grund der reaktionären W orte von
Ahmadinejad eine neutrale Position im
Konflikt zwischen der unheiligen Allianz
aller imperialistischen Großmächte und
dem halbkolonialen Iran wird oder gar
die Sanktions- und Kriegspläne des
Imperialismus rechtfertigt, ist nichts w ei-
ter als ein erbärmlicher Lakai der herr -
schenden Klasse. Aufgeklärt ist nicht
der, der die ideologischen Phrasen der
imperialistischen Propagandamaschine-
rie wiederkäut, sondern w er hinter die
Luftblasen der imperialistischen Demo-
kratie und ihrer Einpeitscher in den Me-
dien blickt und die tatsächlichen Macht-
interessen erkennt.
11. Die Proteste des Imperialismus gegen
die Verletzung der Menschenrechte im
Iran sind in W irklichkeit nicht mehr als
gespielte Krokodilstränen. Ohne mit der
Wimper zu zucken, stützt sich Washing-
ton bei seinen Herrschaftsplänen auf die
Hilfe v on reaktionären Diktaturen wie
jenen in Saudi-Arabien oder Pakistan. Ja
selbst mit den Mullahs in T eheran
betrieb der US-Imperialismus seine
geheimen Geschäfte, wenn es ihm in den
Kram passte (siehe z.B. die aufgeflogene

Iran-Contra-Affäre 1986, wobei diverse
Verantwortliche des damaligen Waffen-
und Drogenskandals heute führende
Positionen bekleiden wie z.B. Vertei-
digungsminister Donald Rumsfeld).
Während der US-amerikanische Prä-
sident Bush über Menschenrechtsverlet-
zungen im Iran schwadroniert, foltert
und mordet seine Soldateska in Guan-
tanamo und Abu Ghraib.

Die tatsächlichen Interessen
imperialistischer Großmächte

12. Die tatsächlichen Interesse der impe-
rialistischen Großmächte haben nichts
mit Menschenrechten und Demokratie
zu tun. Ihre Aggressionspolitik hat im
wesentlichen folgende Motiv e:
i) Vor dem Hintergrund der w eltweiten
Krise des Kapitalismus sind die imperia -
listischen Großmächte - allen voran die
USA - gezwungen, die Ausbeutung der
halbkolonialen Länder immer w eiter
hochzuschrauben und somit eine immer
direktere, brutalere Herrschaft zu errich -
ten. Jeder Staat und jedes Regime, das
dieser Politik im W ege steht, das auch
nur einen Hauch von Eigenständigkeit
von den Großmächten beansprucht,
muss zertrümmert und w eggefegt wer-
den. Imperialismus bedeutet nicht nur
Unterdrückung und Ausbeutung auf
einer ökonomischen Ebene - der Im-
perialismus muss auch politische Kon-
trolle (d.h. Unterdrückung v or Ort) be-
anspruchen um seine Ausbeutung effek -
tiv betreiben zu können.
ii) Daher befindet sich der Iran im
Fadenkreuz des US-amerikanischen Im-
perialismus. So besitzt das Land unge-
heure Erdöl- und Erdgasreserven. Der

Iran verfügt über die zw eitgrößten Erd-
ölreserven (die alleine 10% der weltwei-
ten Vorkommen ausmachen) sowie die
zweitgrößten Erdgasreserven (mehr als
15% der weltw eiten Vorkommen). In
einer Periode der zunehmenden
Knappheit gieren die mächtigsten
Staaten der Welt nach direkter Kontrolle
aller verfügbaren Rohstoffreserven.
Zuerst war der Irak dran, jetzt geht es
dem Iran an den Kragen.
iii) Besonders erregt der Iran den Zorn
der US-Imperialisten auch durch seinen
Plan, in Teheran im März 2006 eine neue
Börse für Erdölprodukte zu eröffnen. Im
Unterschied zu den Börsen in New York
und London w erden diese Erdölpro-
dukte nicht in US-Dollar , sondern in
Euro verrechnet. Dies verkörpert eine
Gefahr für die Vorherrschaft des Dollars
und somit ein w eiterer Grund für den
amerikanischen Imperialismus, auf eine
Unterw erfung des Irans zu drängen. Es
ist übrigens kein Zufall, dass eine der
ersten Maßnahmen des amerikanischen
Besatzungsregimes im Irak 2003 darin
bestand, die Erdölexporte des Landes
nicht mehr in Euro, sondern in US-Dollar
zu verrechnen.
iv) Hinzu kommt noch die w achsende
politische Instabilität in der gesamten
Region. Die stärker werdende Auf-
standsbewegung des irakischen Volkes,
die Zurückw eisung des Quisling-Re-
gimes von Mahmoud Abbas durch das
palästinensische Volk bei den Wahlen
und die um sich greifenden Proteste
gegen die Mohammed-Karikaturen zei -
gen die Brüchigkeit der imperialistischen
Vormachtstellung in der Region. Ein
Iran, der seine eigenen Interessen ver-
folgt, der im Irak und in P alästina seinen
Einfluss ausweitet und somit den US-
amerikanischen und israelischen Inter-
essen in die Quere kommt, kann von
Washington und Tel Aviv nicht toleriert
werden. Daher muss die herrschende
Klasse der USA gemeinsam mit ihrem
Wachhund Israel und dem europäischen
Imperialismus den Schraubstock enger
drehen und auf die Vernichtung jeder
potentiellen Opposition im Nahen Osten
sinnen. Für den Imperialismus gibt es
nur ein Vorwärtsschreiten bei seinen
Herrschaftsplänen oder Rückfall und
Krise. Ein Stehenbleiben auf dem Status
Quo ist unmöglich.

Die Haltungmarxistischer
RevolutionärInnen

13. Für InternationalistInnen und
AntiimperialistInnen kann es nicht die
geringste politische Sympathie mit dem
Regime in Teheran geben. Dieses Regime
verkörpert die Interessen der iranischen,
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klerikalen Bourgeoisie und ist ein einge-
schworener Feind der ArbeiterInnen-
klasse, der Bauernschaft, der Jugend und
der unterdrückten nationalen Minder -
heiten im Iran. W ir unterstützen daher
den Streik der BusfahrerInnen in
Teheran. Keine Solidarität kann es jedoch
mit reaktionären exil-iranischen Kreisen
geben, die eine Rückkehr des Schah-Re-
gimes wünschen und den US-Imperialis-
mus unterstützen, indem sie z.B. an die
UNO die Forderung stellen, Sanktionen
gegen den Iran durchzusetzen (solche
Sanktionen schaden niemanden außer
der iranischen Bevölkerung, wie uns das
Beispiel Irak traurig v or Augen führte!).
14. Ebenso weisen wir die reaktionären
Ausfälle des iranischen Präsidenten
Ahmadinejad zurück, in denen er die
Schrecken des Holocaust relativiert.
Zwischen dem revolutionären Kampf
gegen den Zionismus und gegen den
Apartheid-Staat Israel, dem Kampf für
eine gemeinsame arabisch-jüdische
ArbeiterInnenrepublik und jeder Form
des Antisemitismus liegt ein unüber -
windlicher Graben. Auch den Aufruf
einer iranischen Zeitung den Holocaust
zu karikieren w eisen wir aufs schärfste
zurück.
15. Wir wissen jedoch auch, dass der
gegenwärtige Konflikt zwischen den
imperialistischen Großmächten und dem
Iran um die Frage des Atomprogramms
nichts mit Demokratie, Menschenrech-
ten oder Antisemitismus zu tun hat. Den
USA und ihren V erbündeten geht es aus-
schließlich um die Unterw erfung des
Irans, die bessere Ausbeutung seiner Re-
serven und die Beseitigung eines mögli-
chen Unruhefaktors in der Region. Wir
haben es hier mit einem Konflikt zwi -
schen den imperialistischen Großmäch-
ten und dem Iran zu tun. Der Iran ist
eine Halbkolonie - d.h. ein Land, w elches
zwar formal ein politisch eigenständiger
Staat ist, wirtschaftlich jedoch in der
Hierarchie der Weltwirtschaftsordnung
eine untergeordnete, unterdrückte Stel-

lung einnimmt.
16. In dieser Situation gibt es für uns als
marxistischen RevolutionärInnen nicht
den geringsten Zweifel, auf welcher Seite
wir stehen: Wir stehen auf der Seite des
halbkolonialen Irans, den die v ereinigte
Allianz der imperialistischen Groß-
mächte zu unterwerfen trachtet. Ein Sieg
des Imperialismus bedeutet einen Sieg
für den reaktionären Krieg des Terrors
für die Großmächte, einen Sieg für die
Weltherrschaftspläne der USA, einen
Sieg für die kapitalistischen Großkon-
zerne. Sollte es jedoch dem Iran gelin-
gen, die imperialistische Aggression er-
folgreich zurückzuw eisen, wäre dies ein
Rückschlag für Bush und alle imperiali -
stischen Kriegstreiber, ein Sieg für den
Widerstand des irakischen, palästinensi-
schen und afghanischen Volkes gegen
die Besatzung und somit ein Sieg für die
Antikriegsbew egung weltweit und für
alle unterdrückten Völker .
17. Die weltw eite ArbeiterInnenbe-
wegung muss daher die Forderung der
imperialistischen Großmächte nach Ein-
stellung des iranischen Atomprogramms
als Ausdruck imperialistischer Macht-
politik zurückw eisen. Wir v erteidigen
das Recht des Irans auf ein eigenständi-
ges Atomprogramm - sei es zu wirt -
schaftlichen oder militärischen Zw ecken.
18. Wir lehnen daher jede Form von
Sanktionen durch die UNO, die
Internationale Atomenergie-Organisati-
on (IAEO) oder einzelne Länder ab. Die-
se wären nichts anderes als Versuche der
wirtschaftlichen oder politischen Er -
drosselung eines Landes, das es wagt,
sich den Diktaten Washingtons, Brüssels
oder Tel Avivs zu widersetzen. W ir
haben am Beispiels des Iraks in den
1990er Jahren gesehen, wohin die impe -
rialistische Sanktionspolitik führt: zu
hunderttausenden Toten und Hungern-
den und der wirtschaftlichen Zerstörung
des Landes.
19. Im Falle eines militärischen Konflikts
zwischen den imperialistischen Groß-
mächten oder deren Statthalter wie Israel
und dem Iran stehen wir für die
Niederlage der Aggressoren und die
bedingungslose militärische Verteidi-
gung des Irans. Jeder imperialistische
Schlag gegen den Iran ist ein Schlag
gegen alle Opponenten von Bush, Blair
und Chirac. Jede erfolgreiche Verteidi-
gung des Irans ist eine Niederlage für die
imperialistische Kriegstreiber!
20. Die Forderung der KPÖ und anderer
reformistischer Kräfte nach einer
Kontrolle des iranischen Atompro-
gramms durch internationale Organi-
sationen wie die IAEO oder die UNO
und ihr "v erstehen (der) Sorge über eine
atomare Bewaffnung des reaktionären

iranischen Regimes" (aus der Stellung-
nahme der KPÖ: Frieden ist ein
Grundw ert der Linken, 14. Februar 2006)
sind nichts anderes als linksliberale Ka-
pitulation v or dem Druck der imperiali -
stischen Medienkampagne. Solange es
Atomw affen gibt, solange die Welt durch
die imperialistischen Großmächte beher-
rscht wird, solange bedeutet das Abspre-
chen von Atomkraftw erke oder auf ato-
mare Bewaffnung für unterdrückte,
halbkoloniale Länder objektiv eine Par-
teinahme zugunsten des Stärkeren - also
der USA, der EU und anderer imperiali -
stischer Mächte. Pazifismus, die Wei-
gerung den Schwächeren gegen den
Stärkeren aktiv zu verteidigen, bedeutet
objektiv Schützenhilfe für den Stärkeren,
die imperialistischen Großmächte.
21. Die internationale ArbeiterInnenbe-
wegung und die Antikriegsbew egung
müssen dem Iran im Falle eines offenen
Konflikts zur Hilfe kommen. W irtschaft-
liche oder andere Sanktionen müssen
von der ArbeiterInnenbew egung durch-
brochen werden. Boykottaktionen gegen
die USA oder Israel sind legitimer und
notw endiger Bestandteil des antiimpe-
rialistischen Kampfes.
22. Die Antikriegsbew egung muss die
drohende Aggression gegen den Iran zu
einem zentralen Thema der Proteste am
18. März machen, ebenso wie bei den
kommenden Demonstrationen am 1. Mai
und im Rahmen des EU-Lateinamerika-
Gipfels.
23. Einen besonderen Schwerpunkt muss
der drohende Krieg gegen den Iran bei
den anstehenden Massenprotesten an-
lässlich des Besuchs des Kriegsverbre-
chers Nr. 1, George Bush in Wien um den
21. Juni darstellen.
24. Im Falle eines imperialistischen Über-
falls auf den Iran muss die internationa -
le ArbeiterInnen- und Antikriegsbe-
wegung breite Proteststreiks und -de-
monstrationen organisieren. In Öster-
reich rufen wir zur Organisierung eines
Schulstreiks sowie spontaner Großde-
monstrationen am Tag des Überfalls auf,
so wie es am 20. März 2003 gelang.

- Hände weg vom Iran! Gegen jede Form von
Sanktionen - sei es durch die UNO, die
IAEO oder einzelne Staaten!
- Keine politische Solidarität mit dem Regime
in Teheran! Solidarität mit der iranischen
ArbeiterInnenbewegung!
-Für die militärische Verteidigung des Irans

gegen die imperialistische Aggression!
- Für Massenproteste und Boykottaktionen
gegen die imperialistischen Kriegstreiber!
- Wenn Bush im Juni nach Wien kommt: Alle
auf die Straße, für einen breiten Schulstreik
und Massenproteste! Machen wir Wien zu
einer Anti-Bush-Stadt!

krieg & imperialismusarbeiterInnenstandpunkt 142 Seite 7

US-”Demokrat ie”  in Abu-Ghraib



krieg & imperialismus arbeiterInnenstandpunkt 142Seite 8

Artik belli oldu: 8 Subat günlü die Presse
gazetesi ABD Baskani'nin V iyana
ziyaretinin kesinlestigini bildirdi. Ziy aret
Marchfeld'de - V iyana'ya yaklasik 60
kilometre uzaklikta -  Schloß Hof'ta
yapilacagi açiklanan AB - ABD doruk
bulusmasiyla iliskili. Ziy aret ve doruk,
Presse'ye göre, 21 Haziran'da
gerçeklesecek.
Bu ziyaret su katilmamis bir
kiskirtmadir . ABD Baskani  ve Amerikan
ordularinin baskomutani olarak George
Bush, bu emperyalist süper gücün
suçlarini baska herkesten çok temsil
etmektedir . Venezüella Baskani Hugo
Chavez'in pek güzel yakistirdigi adla
"Bay Tehlike"dir Bush. 
* Irak ve Afganistan'in ugradigi
uluslararasi hukuka aykiri saldiri v e
isgaldir Bush!
* Binlerce insanin Guantanamo'da, Ebu
Gureyb'de ve Avrupa'daki gizli CIA-
hapishanelerinde tutulup iskence
görmesidir!
* Pentagon kurmaylarinca "taktik atom
silahlari" kullanilmasi bile
düsünülürken, Iran'a y aptirim v e askeri
saldiri tehditleridir Bush!
* Filistin halkina eskisinden de agir bir
baski uygulay an asiri sagci Saron
hükümetinin yillarca desteklenip paray a
bogulmasidir!
* 2002 Nisan ayinda Venezüella'da
Baskan Chavez'e karsi örgütlenen
basarisiz darbe girisimidir!
* Kendi halkinin gizli servis eliyle gizli
ve yasadisi olarak izlenmesidir Bush!
* Süper zenginlerin daha da zengin
olmasidir , isçi hareketine yönelik
saldirganliktir , New Orleans'taki kasirga
kurbanlarina karsi küstah
umursamazliktir!
* Yardimcisi Cheney ile birlikte, büyük
sirketlerle siyasi iktidar sahiplerinin kirli
içiçeliginin  en ileri derecesidir Bush!
* Kyoto Protokolü'nün baltalanmasiyla
ozon tabakasinin pervasizca tahrip
edilmesidir!
Baska deyisle: George Bush demek Ebu
Gureyb, Cenin, Guantanamo demektir -

savas suçlarinin, emperyalist
küstahligin, kapitalist kâr hirsinin ete
kemige bürünmesidir Bush!
Schüssel ve sag muhafazakâr ÖVP-BZÖ
hükümeti, Amerika'nin bir numarali
savas suçlusuna kur yaparak karakterini
ortaya koyuyor. 2005 Aralik ayi basinda
fino köpegi gibi efendisinin ay aklarina
dolanip Avustury a'yi ziy aret etmesi için
yalvarmak üzere bizzat Washinton'a da
gitmisti Schüssel. Dünyanin en güçlü
adaminin agirlayicisi olarak tarihlere
geçmek için insan neler yapmaz!
Schüssel Avustury a ve Avrupa sirket
çikarlarinin gönüllü takipçisi oldugu
gibi, önümüzdeki aylarda da Amerikan
yönetiminin kemik y alayiciligini
yapacaktir. Layigini bulsun!
Schüssel'in ABD Baskani'yla muhabbeti
ilerletmesinin, V iyana'da enine boyuna
hissedilecek sonuçlari olacagi da
anlasiliy or. Presse söyle yaziyor: "ABD
güvenlik servislerinin, Baskanlarini
yolculuk sirasinda korumak için sehir
yönetimlerini kisa süreligine devralma
gelenegi vardir . Bir yil önce Bush'un
Rusya Devlet Baskani Putin'le bulusmasi
sirasinda Bratislava'da da gözlendi bu.
Koca bir Amerikan güv enlik görevlileri
ordusu, meydan v e binalarin güv enligini
saglamaya gelmisti. Ama en basta da
Slovak güçlerini egitmey e. Geçen yil
Subat ayinda Bratislava'da 5000 polis,
400 asker görev yapiyordu. Füzesavar
mevzileri kurulmus, Slov ak baskenti
üzerinde savas uçaklari devriy e
geziyordu. "
Uzun sözün kisasi, Bush'un ziyareti
boyunca Amerikan denetimi altinda bir
askeri kampa dönüsecek Viyana. Bush'a
ve fino  köpegi Schüsel'e kalirsa, bu "kisa
süreli" sömürgede Gizli Servis'in onayi
olmadan kus uçmayacak. 

Bush geliyorsa, savasa, iskenceye ve
süper zenginlerin kâr hirsina hayir diy en
herkese yönelik bir kiskirtmadir bu. O
yüzden son yillarda düny anin birçok
yerindeki birçok sehre Bush'un  gelmesi
kitlesel protestolara vesile oldu. Haziran
sonunda Avustury a'ya gelmesiyse, Iran'a
karsi emperyalist kiliçlar bilenirken
gerçeklesmesi dolayisiyla özel bir
yakicilik tasiy or.
ASt ve gençlik örgütü REVOLUTION,
daha geçen sonbahar Bush'un gelmesi
olasiligina dikkat çekmis v e eger gelecek
olursa kitlesel protestolar düzenlenmesi
çagrisi yapmisti. 19 Ekim'deki
ortaögrenim boykotu sirasinda, 500
gencin katildigi bir forumda, gelecek
eylemlerle ilgili karar önergemizde
sunlari da söylemistik: 
"...2006 Haziran ayinda ABD Baskani
Bush'un Avustury a'yi ziy aret edecegi
gün Amerikan savas  politikasina karsi
yaygin direnis eylemleri örgütlemey e
çagiriyoruz."
Bu öneri bütün katilanlarin coskulu
onayiyla karsilanmisti. Simdiyse,
emperyalist zorbaliga öfkemizi v e karsi
koyusumuzu somut eylemlere
dönüstürmenin zamani!
Bütün ilerici örgüt v e eylemcileri, politik
ayriliklari ne olursa olsun, genis bir
eylem birligi içinde sav as suçlusu
Bush'un Haziran'daki ziy aretine karsi
ortak kitlesel protestolar örgütlemey e
çagiriyoruz. Somut olarak orta dereceli
okullarda boykot v e büyük sokak
eylemleri üzerinde duruy oruz.
ArbeiterInnen Standpunkt v e
REVOLUTION, ABD Baskani'nin
ziyaretinin, kamu bilincinde Amerikan
zorbaligina direnis günü olarak y er
etmesi için üstlerine düseni
yapacaklardir.

Bush geliyor. Hep beraberprotesto edelim!
ArbeiterInnenstandpunkt'un 8.2.2006 günlü açiklamasi

Türkiye-Avrupa Birligi üyeli müzakerelerine
baslanmasinin kabulü hakkinda karar

Ne AB genislemesi,
ne Türk düsmani sovenizm!
Yasasin isçilerin uluslarara -
si birligi!
Yasasin Avrup a Birlesik
Sosyalist
Devletleri yolunda Avrup a
Devrimi!

Arbe i ter Innenstandpunkt 'un
10.12.2004 günlü karari

Preis: € 2.-, Februar 2006, 30 Seiten
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Türkçe haberlesmek

için
cihan.salman@arbeiter

Innenst andpunkt.net
adresine yazabilirsiniz
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In ihrer heutigen Ausgabe berichtet die
Tageszeitung "Die Presse", daß der Be-
such des US-amerikanischen Präsiden-
ten in Wien nun fix sei. Dieser Besuch
steht im Zusammenhang mit dem EU-
USA-Gipfeltreffen, das im Schloß Hof im
Marchfeld- etw a 60 Kilometer von Wien
entfernt - stattfinden soll. Besuch und Gi-
pfel sollen laut "Presse" um den 21. Juni
stattfinden.
Dieser Besuch ist eine schlichte Provo-
kation. Als US-Präsident und oberster
Befehlshaber der amerikanischen Streit-
kräfte verkörpert George Bush wie kein
anderer die Verbrechen der imperialisti -
schen Supermacht. Er ist "Mister
Danger" - wie ihn Venezuelas Präsident
Hugo Chavez treffend bezeichnete.
- George Bush steht für den völkerrechts-
widrigen Überfall und Besatzung v on
Irak und Afghanistan!
-  George Bush steht für Gefangenhal-
tung und Folter v on tausenden Men-
schen in Guantanamo,Abu Graib und den
geheimen CIA-Gefängnissen in Europa!
- George Bush steht für drohende San-
ktionen und militärische Angriffe auf
den Iran - wobei in den Pentagon-Plan-
stellen sogar der Einsatz von "taktischen
Nuklearw affen" erwogen wird!
- George Bush steht für die jahrelange
Förderung und Finanzierung der rechts -
radikalen Sharon-Regierung in Israel,
durch die die Unterdrückung der palä -
stinensischen Bevölkerung einen neuer-
lichen Höhepunkt fand!
- George Bush steht für den gescheiterten
Putschversuch gegen Präsident Hugo
Chavez in Venezuela im April 2002!
- George Bush steht für die geheime,
ungesetzliche Überwachung der eigenen
Bevölkerung durch den Geheimdienst!
- George Bush steht für die Bereicherung
der Superreichen, das aggressive
Vorgehen gegen die ArbeiterInnen-
bewegung und die arrogante Gleichgül-
tigkeit für die Hurrikan-Opfer in New
Orleans!
- George Bush steht gemeinsam mit sei-
nem Vize-Präsidenten Cheney für ein
Höchstmaß an korrupter V erfilzung und
Verflechtung v on Großkonzernen und
politischen Machthabern!
- George Bush steht für die rücksichtslo-
se Zerstörung der Ozonschicht durch die
Sabotage des Kyoto-Protokolls.
Mit anderen Worten: George Bush steht
für Abu Graib, Jenin, und Guantanamo -
er ist die Verkörperung v on Kriegsver-

brechertum, imperialistischer Arroganz
und kapitalistischer Raffgier!
Es ist bezeichnend für Schüssel und die
rechts-konservative ÖVP-BZÖ-Regie-
rung, daß sie dem amerikanischen
Kriegsverbrecher Nr. 1 den Hof macht.
Schüssel fuhr sogar Anfang Dezember
2005 eigens nach Washington, um den
großen Master wie ein kleines
Schoßhündchen um seine Aufw artung in
Österreich anzubetteln. Was tut man
nicht alles, um in die Annalen als Gast-
geber des mächtigsten Mannes der Welt
einzugehen?! So wie Schüssel willfähri-
ger Vollstrecker der Interessen österrei-
chischer und europäischer Konzerne ist,
so wird er sich in den kommenden Mo-
naten der amerikanischen Regierung als
Speichellecker andienen. Jedem das
seine.
Wir müssen davon ausgehen, daß
Schüssel's Anbiederung an den amerika -
nischen Präsidenten auch weitreichen-
den Folgen für Wien hat. Die "Presse"
schreibt: "Um ihren Präsidenten auf
Reisen zu schützen, haben US-Sicher-
heitsdienste die Angew ohnheit, für
kurze Zeit ganze Städte zu “überneh-
men”. Das konnte man vor einem Jahr in
Pressburg beobachten, als Bush dort mit
Russlands Präsident Putin zusammen-
traf. Eine ganze Armada amerikanischer
Sicherheitsleute rückte damals an, um
Plätze und Gebäude abzusichern. Vor
allem aber, um die slowakischen Kräfte
anzuweisen. 5000 Polizisten und 400
Soldaten waren vergangenen Februar in
Pressburg im Einsatz. Raketenabwehr-
stellungen wurden aufgebaut, Kampfjets
kreisten ständig über der slowakischen
Hauptstadt."
Mit anderen Worten: Wien wird wäh -
rend des Bush-Besuches in ein Heerlager
unter amerikanischer Kontrolle v erwan-
delt. Geht es nach dem Willen v on Bush
und seinem Schoßhündchen Schüssel
wird in dieser Kolonie nichts ohne Zu-
stimmung des Secret Service passieren.
Der Bush-Besuch ist eine Provokation für
jede und jeden, der Krieg, Folter und die
Raffgier der Superreichen ablehnt.
Deswegen fanden in den letzten Jahren
anläßlich der Bush-Besuche in zahlrei-
chen Städten weltweit Massenproteste
statt. Dem Besuch in Österreich Ende
Juni kommt insoferne besondere Brisanz
zu, als er in einer Periode des imperiali -
stischen Säbelrasselns gegen den Iran
stattfindet.

Der ArbeiterInnenstandpunkt und die
Jugendorganisation REVOLUTION ha-
ben bereits im vergangenen Herbst auf
den möglichen Bush-Besuch hingewie-
sen und in diesem Fall zu Massenprote-
sten aufgerufen. Auf einer V ersammlung
von 500 Jugendlichen während des
Schulstreiks am 19. Oktober brachten
wir eine Resolution über kommende Ak-
tivitäten ein, in der es unter anderem
hieß:
"Ebenso rufen wir zur Organisierung breiter
Widerstandsaktionen gegen die US-amerika-
nische Kriegstreiberpolitik am Tage des
Besuchs von US-Präsidenten Georg W. Bush
im Juni 2006 in Österreich auf."
Dieser Vorschlag fand die enthusiasti-
sche und einhellige Zustimmung aller
Anw esenden. Jetzt gilt es, der Wut und
Ablehnung über die imperialistischen
Gewaltverbrechen konkreten Taten fol-
gen zu lassen!
Wir rufen alle fortschrittlichen Orga-
nisationen und AktivistInnen auf, sich
unabhängig von politischen Differenzen
zu einer breiten Einheitsfront zusam -
menzuschließen und gemeinsam Mas-
senproteste gegen den Besuch des
Kriegsverbrechers Bush im Juni zu orga-
nisieren. Im konkreten fassen wir einen
Schulstreik ins Auge sowie große
Aktionen auf der Straße. Arbeiter -
Innenstandpunkt und REVOLUTION
werden das ihre dazu beitragen, damit
der Besuch des US-Präsidenten im
öffentlichen Bewußtsein als Tag des
Widerstandes gegen die amerikanische
Gewaltherrschaft erhalten bleibt.

Für die Organisierung von Massenprotesten!

Der KriegsverbrecherBush kommt nach Wien!
Stellungnahme des ArbeiterInnenstandpunkt, 8.Februar 2006



Roman kritisiert die Forderung der KI
nach einem Austritt Österreichs aus der
EU und schlussfolgert: "Ein Fordern des
‚guten alten Nationalstaates' ist zutiefst
illusionär , reaktionär und gefährlich.
Hier wird die Illusion v ermittelt, dass
Österreich, wenn es sich nur vom EU-
Kapital befreien könnte, ein w eniger
reaktionärer, weniger arbeiterfeindlicher
Staat wäre." Danach führt er aus, in wel-
cher Weise Österreich - im Besonderen in
den osteuropäischen Ländern - als impe-
rialistischer Staat auftritt.
Selten habe ich eine solch statische Sicht
der Dinge aus der Feder eines
Revolutionärs gelesen. Denn: Soll ernst-
haft unterstellt w erden, die Kommuni-
stische Initiativ e stelle sich das so vor,
dass Österreich nur aus der EU auszutre-
ten brauche, und alles wäre paletti?
Stellt euch einmal vor: In Österreich ent-
steht eine breite - antimonopolistische -
Volksbewegung, die schließlich, nach
langen Jahren heftigster Auseinander-
setzungen und Klassenkämpfe den
Austritt aus der EU und einen eigenstän-
digen - eben antimonopolistischen und
antiimperialistischen - Entwicklungsw eg
erzwingt. Wäre das ein Zurück zum
"guten alten Nationalstaat"? Nein, kei -
neswegs. Es wäre ein Schritt nach vor zu
einem revolutionären, sozialistischen
Österreich.
Roman schreibt: "Die EU muss zerschla-
gen werden und durch die V ereinigten
Sozialistischen Staaten von Europa
ersetzt werden." So weit so gut, läge dem
nicht das trotzkistische Dogma zugrun -
de, dass es unbedingt die "Vereinigten
(sozialistischen) Staaten von Europa"
sein müssen. Zu recht kritisiert er näm-
lich davor die reformistischen Kräfte
und stellt fest: "Europa kann nicht zu
einem ‚anderen' Europa reformiert w er-
den." Wenn aber dieses Europa (das
übrigens kein gewachsenes Staatsgebilde
sondern die willkürliche geografische
Ordnung des Monopolkapitals ist) nicht
reformierbar ist, wieso dann die
Festlegung auf die "Vereinigten Sozial-
istischen Staaten von Europa"? Das ist

eine Möglichkeit, nicht mehr .
Ich bin dagegen der festen Überzeu-
gung, dass das (gemeinsame) Ziel der
Zerschlagung der EU über einen Do-
minoeffekt führen muss. Möglichst viele
EU-Mitgliedsstaaten erkämpfen sich
eigene antiimperialistische (w enn es
sozialistische sind umso besser) Wege
und schwächen damit die EU bis zu
ihrem Zerfall. In w elcher Weise künftige
bi- und supranationale - auf Internatio-
nalismus und Gleichberechtigung fußen -
de - Beziehungen geknüpft werden, wird
von den Völkern zu entscheiden sein,
wenn es so weit ist.
Aber lassen wir W.I. Lenin zu diesem
Thema zu Wort kommen: "Die Vereinig-
ten Staaten der Welt (nicht aber Europas)
sind jene staatliche Form der Vereinigung
und der Freiheit der Nationen, die wir mit
dem Sozialismus verknüpfen - solange nicht
der vollständige Sieg des Kommunismus
zum endgültigen Verschwinden eines jeden,
darunter auch des demokratischen, Staates
geführt haben wird. Als selbständige Losung
wäre jedoch die Losung Vereini-gte Staaten
der Welt wohl kaum richtig, denn erstens
fällt sie mit dem Sozialis-mus zusammen,
und zweitens könnte sie die falsche
Auffassung von der Unmög-lichkeit des
Sieges des Sozialismus in einem Lande und
eine falsche Auffas-sung von den
Beziehungen eines solchen Landes zu den
übrigen entstehen lassen.
Die Ungleichmäßigkeit der ökonomischen
und politischen Entwicklung ist ein unbe-
dingtes Gesetz des Kapitalis-mus. Hieraus
folgt, dass der Sieg des Sozialismus zunächst
in wenigen kapitalistischen Ländern oder
sogar in einem einzeln genommenen Lande
möglich ist. Das siegreiche Proletariat dieses
Landes würde sich nach Enteignung der
Kapitalisten und nach Organisierung der
sozialistischen Produktion im eigenen Lande
der übrigen, der kapitalistischen Welt entge-
genstellen, würde die unterdrückten Klassen
der anderen Länder auf seine Seite ziehen, in
diesen Ländern den Aufstand gegen die
Kapitalisten entfachen und notfalls sogar mit
Waffengewalt gegen die Ausbeuterklas-sen
und ihre Staaten vorgehen. 

Die politische Form der
Gesellschaft, in der das
Proletariat siegt, indem es die
Bourgeoisie stürzt, wird die
demokratische Republik sein, die
die Kräfte des Proletariats der
betreffenden Nation oder der
betreffenden Nationen im

Kampfe gegen die Staaten, die noch nicht
zum Sozialismus übergegangen sind, immer
mehr zentralisiert. Die Abschaffung der
Klassen ist unmöglich ohne die Diktatur der
unterdrückten Klasse, des Proletariats. Die
freie Vereinigung der Nationen im Sozialis-
mus ist unmöglich ohne einen mehr oder
minder langwierigen, hartnäckigen Kampf
der sozialistischen Republiken gegen die
rückständigen Staaten."2

Bedenkt bitte auch: In der Gegenwart
gibt es weltweit Beispiele dafür, wie ein-
zelne Staaten - wenigstens punktuell -
aus der "neuen Weltordnung" des Im-
perialismus ausscheren - vor allem in
Lateinamerika. Auch neue Formen der
politischen, wirtschaftlichen und militä -
rischen Kooperation zeichnen sich dort
ab. Beispiele machen Schule, und aus
antiimperialistischen Ansätzen können
sozialistische Revolutionen w erden. Es
gilt, die Dynamik solcher Prozesse zu
berücksichtigen und die Einzigartigkeit
jeder revolutionären Bew egung und
ihrer W illensbildung zu respektieren.
Wir sind uns einig: Die EU muss zer-
schlagen werden. Für uns führt der W eg
dorthin über die Nationalstaaten, das ist
kein "Mangel an Dialektik", wie Roman
uns unterstellt, sondern angewandte
Dialektik.

1 ArbeiterInnenstandpunkt 141, Jänner/Februar

2006

2 "Sozial-Demokrat" Nr. 44, 23. August 1915;

Gedruckt nachzulesen in: Lenin Werke, Band 21,

Seite 342-346; Dietz Verlag Berlin, 1972; online:

www.kominform.at/article.php?story=200501061113

29357&query=Lenin
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Anmerkungen zum Artikel von Roman Birke in der letzten Ausgabe des ASt1

WelcherWeg führt zur Zerschlagung derEU?
von Otto Bruckner (Kommunistische Initiative-KI, www.kommunisten.at)

Amerikanisierung
oder Niedergang

Perspekt iven des
imper ia l is t ischen Pro jekt s

der  Europäischen Union



Die Kritik v on Otto Bruckner zum
Artikel über die P erspektiven der euro-
päischen Revolution, den wir in der letz -
ten Ausgabe publiziert haben, zeichnet
sich durch ein schematisches Argumen-
tationsmuster aus. Wir w ollen in dieser
Antw ort auf die in seinem oben ange-
führten Artikel eingehen.

1. Wir haben es für nötig gehalten, in
dem von Otto Bruckner kritisierten
Artikel, auch Statistiken und
Zahlenmaterial zu unserer Beweisfüh-
rung heranzuziehen, w elches unterstrei-
cht, dass egal ob Österreich in der EU ist
oder nicht, das Kapital seine Finger im
Spiel hat und die österreichische
Bourgeoisie weiterhin in Billiglohnlän-
dern ausbeutet. Dies liegt am Charakter
des globalisierten Kapitalismus. Die Ver-
netzung der einzelnen Wirtschaften un-
tereinander ist im Imperialismus schon
so weit herangereift, dass man ein einzi-
ges Land nicht von dieser Weltwirtschaft
abschneiden kann. Daher kann der
Kampf für die Befreiung der Arbeiter -
Innenklasse nur auf internationalem Klas-
senkampf basieren. Es wäre ein fataler
Fehler diesen Kampf in, von einander ge-
trennten, Etappen zu organisieren so wie
dies die GenossInnen der KI andeuten:
a. Zuerst kämpft man in Österreich
gegen den Kapitalismus, indem man
„Bündnisse (…) in Betrieben, Gemeinden,
Regionen und Städten“1 schmiedet
b. Gleichzeitig können das auch andere
Länder der EU machen. „Möglichst viele
EU-Mitgliedsstaaten erkämpfen sich eigene
antiimperialistische (wenn es sozialistische
sind umso besser) Wege und schwächen

damit die EU bis zu ihrem Zerfall.“2

c. Nachdem alle Länder unabhängig von
Kämpfen in anderen Ländern antiimpe -
rialistische Wege eingeschlagen haben,
kann man sich zu einem bi- bzw. supra-
nationalen Staatengebilde zusammen-
schließen.
Und die KI möchte uns den Vorwurf
mangelnder Dialektik machen, während
sie ihre Perspektive des revolutionären
Kampfes auf streng abgegrenzte Ab-
schnitte aufbauen? Die Perspektive der
KI ist ein schematischer Zick-Zack Kurs:
Zuerst österreichischer Klassenkampf,
danach europäische Vereinigung des
Kampfes. Entweder der Klassenkampf
wird v on Anfang an unter dem Banner
des Internationalismus geführt, d.h.
gleichzeitiger, international koordinier -
ter Kampf oder er wird national isoliert
bleiben und scheitern.

2. Wir geben Otto Bruckner Recht, dass
man aus der EU austreten müsste, falls
die Revolution in Österreich als erstes
siegt. Dies haben wir auch schon in unse-
ren frühren Publikationen angeführt. 

3. Nicht die „statische Sicht der Dinge“
bzw. der Mangel an Dialektik liegt unse -
rer Kritik an der Austrittslosung der KI
zugrunde. V ielmehr sind es die von der
KI propagierten Losungen zu ihrer P o-
sition zu einem Austritt Österreichs aus
der EU, die die von Otto kritisierten
Schlussfolgerungen zulassen.
In Programm der Gegenstimmen (auch
die KI und Otto Bruckner w aren Teil die-
ser Wahlplattform) für die W iener
Bezirksratswahl im Oktober 2005 findet
sich eine Schönfärberei einer möglichen
österreichischen Demokratie im Gegen-
satz zur viel böseren imperialistischeren
EU. „„ Die EU ist weder ein gewachsenes
Staatengebilde, noch wird sie von der
Mehrzahl der BürgerInnen gewollt. Die
Freiheit der Völker beginnt im eigenen Land.
(sic!)  Wir wollen dieses Land zurück! (sic!!)
Wir sind für eine Entwicklung Österreichs
hin zu einem unabhängigen, politisch und
kulturell vielfältigen, von den hier lebenden
Menschen selbst bestimmten Land. Nur das
Kartell der Macht in unserem eigenen Land
will uns weismachen, dass ein Weg außer-
halb der EU nicht möglich wäre.“ 3

Das problematische an dieser Losung ist,
dass sie die Schlussfolgerung zulässt,
dass auch eine andere, bessere Demo-
kratie im Kapitalismus möglich ist. Man

schürt die Illusion, dass der Kapital-
ismus nicht notw endigerw eise und uns-
ausweichlich die Macht einer „engen
wirtschaftlichen und politischen Elite“4 be-
deutet. Dies wird w eiter hinten in die -
sem Programm noch einmal unterstri -
chen: „W as Österreich ausmacht, vereinigt
uns: Neutralität, Selbstständigkeit, Demo-
kratie, Arbeitsplatzsicherheit, Zukunfts-
chancen“Kein Wort davon, daß Kapital-
ismus gar nichts anderes als Herrschaft
einer kleinen Elite, als Unsicherheit und
Ungleichheit für die ArbeiterInnenklasse
bedeuten kann. Kein Wort v on
Revolution – kein W ort von Sozialismus.
Dabei wird die marxistische Analyse der
kapitalistischen Herrschaftsform der
Demokratie vollkommen außer Acht ge-
lassen. Lenin führte diesen Gedanken
fort indem er sagte: „Die demokratische
Republik ist die denkbar beste politische
Hülle des Kapitalismus und daher begründet
das Kapital (…) seine Macht derart zuverläs-
sig, derart sicher, daß kein Wechsel, weder
der Personen noch der Institutionen, noch
der Parteien der bürgerlich-demokratischen
Republik diese Macht erschüttern kann.“5

4. Das so genannte „trotzkistische
Dogma“ der V ereinigten Sozialistischen
Staaten von Europa ist keinesfalls ein
festgeschriebener Weg, der unbedingt so
eintreten muss, sondern ein Teil der
Strategie für eine sozialistische Welt. Nur
durch europaw eit koordinierte Aktio-
nen, dem europaweiten Zusammen-
schluss der einzelnen Kämpfe und dem
Sturz des kapitalistischen Ausbeuter-
systems ist es möglich diesem Ziel näher
zu kommen. Die war übrigens auch die
Sichtweise der Komintern in ihrer rev olutio -
nären Periode, die diese Losung im Sommer
1923 Trotzkis Konzept übernahmen.
Die Angriffe der herrschenden Klasse in
Europa und auf der ganzen Welt werden
immer aggressiver. Die Notw endigkeit
einer revolutionären Partei der Arbeiter -
Innenklasse in Österreich und weltweit
tritt immer deutlicher zu T age.

1Otto Bruckner: Wessen Europa? (siehe www.kom-

inform.at/article.php?story=20050601234307882)
2 siehe den Artikel v on Otto Bruckner in der v or-

liegenden Ausgabe unserer Zeitung
3 siehe www.gegenstimmen.at/html/index.php?id=31
4 ebenda.
5 Wladimir Illich Lenin: Staat und Rev olution;

in: LW 25, S.404f.

debattearbeiterInnenstandpunkt 142 Seite 11

Eine Antwort  auf  d ie Kr i t ik  von Otto Bruckner

Nur europaweiterKlassenkampf kann EU zerschlagen!
von Roman Birke, roman.birke@arbeiterInnenstandpunkt.net

Broschüre des ASt:

EU: Amerikanisierung oder
Niedergang

Perspektiven für das
imperialistische Projekt der
Europäischen Union

von Michael Pröbsting

A5, 24 Seiten, Preis: € 2,-

Zu bestellen über unsere
Kontaktadressen



Die erwähnte Holding, im folgenden
ÖIAG, ist der direkte Nachfolger der
„v erstaatlichten Industrie Österreichs“.
1946 beschloß der österreichische
Nationalrat im ersten V erstaatlichungs-
gesetz, alle deutschen Betriebe innerhalb
der Landesgrenzen zu verstaatlichen.
Warum machte der kapitalistische Staat
dies? 1. Um die Beschlagnahmungen
und den Abtransport österreichischer
Betriebe, die nach dem Ende des zweiten
Weltkrieges im Einflußbereich der So-
wjetunion standen, zu v erhindern, 2. da
große Teile der ArbeiterInnenklasse die
Verstaatlichung forderten und den Ka-
pitalismus ablehnten und 3. weil das öster-
reichische Privatkapital zu schwach war, um
die Betriebe eigenständig zu führen.
Zu den vom ersten Verstaatlichungsge-
setz betroffenen Betrieben gehörten
einerseits von Nationalsozialisten ge-
gründete Unternehmen (wie der V or-
gänger der heutigen VÖEST), anderer-
seits österreichische Staatsbetriebe, die
vom deutschen Reich übernommen wor-
den waren (bspw. DDSG). Die ÖIAG gibt
dazu an: „Insgesamt macht das ‚Deutsche
Eigentum’ ein Fünftel der österreichischen
Wertschöpfung aus. Es umfasst die drei
größten Banken des Landes, den gesamten
Kohle- und Metallbergbau, die gesamte
Mineralölförderung und -verarbeitung, alle
wichtigen Betriebe der Schwerindustrie.“
Verwaltet wurde die staatliche Industrie
zunächst durch das Ministerium für
Vermögenssicherung und Wirtschafts-
planung, später durch Verkehrsministe-
rium und Bundeskanzleramt.
1967 wurde die ÖIG (Österreichische
Industriev erwaltungs GesmbH) gegrün-
det. Durch die folgenden „Umstruk-
turierungen“ wurden 20.000 Menschen
arbeitlos gemacht. 1970 wurde die ÖIG
in die ÖIAG (Österreichische Industrie-
holding Aktiengesellschaft) umgew an-
delt. 1986 wurde diese erneut umstruk-
turiert: Die inzwischen entstandenen
Mischkonzerne w erden, so die ÖIAG sel-
bst, „zerschlagen und zu neuen Branchen-
holdings zusammen gefasst, die mit den Er-
lösen aus Privatisierungen saniert und dann
über die Börse privatisiert werden sollen.“

Zwischen 1980 und 1992 wurden weitere
55.000 Arbeitsplätze v ernichtet. 1993
schließt sich der Kreis: Die ÖIAG wird,
in einer Neufassung des ÖIAG-Gesetzes,
öffentlich zu einer Priv atisierungsagentur.
So definieren sie heute ihren eigenen
Zw eck auf ihrer Homepage: „W ertsteiger-
ung der ihr anvertrauten Beteiligungen, (…)
das ständige Prüfen von Exit – Szenarien
sowie – so ein Regierungsauftrag besteht –
die Teil,- oder Vollprivatisierung des Unter-
nehmens“.1

Welche Unternehmen gehören
der ÖIAG noch?

Die Austrian Airlines AG hält die ÖIAG
noch mit 39,70%. Die OMV AG mit 31,50
und die Telekom Austria AG mit 29,99%.
100%ig gehören der ÖIAG die GKB-
Bergbau GmbH sowie (derzeit noch) die
Österreichische Post AG, die aber vor
einer Privatisierung noch vor Sommer
steht.2

Was bringt die Zukunft?

Laut „aktuellem Priv atisierungsauftrag“,
dessen Grundlage der von der damalig
schwarz-blauen Regierung eiligst
beschloßene „Privatisierungsauftrag der
Bundesregierung gemäß § 7 Absatz 1

ÖIAG-Gesetz 2000“ ist, soll auch dieser
klägliche Rest bald der Vergangenheit
angehören. Wir zitieren: „Für die Telekom
Austria AG ist die Privatisierung bis zu 100
% anzustreben.“, „Für die Österreichische
Post AG wird ein strategischer Partner
gesucht und damit ein erster
Privatisierungsschritt (...) vorgenommen“.
26 Unternehmen wurden bereits priv ati-
siert. Dennoch will die Regierung bis auf
OMV, AUA und die GKB-Bergbau
GmbH alles priv atisieren. Und auch bei
den gerade genannten ist fraglich, wie
lange die Regierung den Reizen der
Privatisierungserlöse widerstehen kann.
Übrigens verdient die Regierung auch an
einer bestehenden ÖIAG: So wurde im
Mai 2003 in einer Novelle zum ÖIAG-
Gesetz beschloßen, dass die ÖIAG aus
ihren Dividendeneinnahmen einen
Beitrag zur Budgetsanierung leisten
muss.

Die Gewinne

Wieviel „bringt“ so eine Priv atisierung
eigentlich? Knapp 10 Milliarden Euro.
Zumindest, w enn man alle Privatisierun-
gen der ÖIAG zwischen 1994 und 2005
addiert. Das „beste“ Jahr war 1998 (wo
noch die SPÖ in der Regierung saß!), wo
es für die Zerschlagung von Bank Aus-
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Wie die Regierung Staatseigentum verscherbelt

ÖIAG: Privatisierungsagentur des Kapitals
von Maximilian Lasser, maximilian.lasser@arbeiterInnenstandpunkt.net

Nach der Hochphase derverstaatlichten Industrie in den 1970ern, setzte mit Ende derSPÖ-Alleinregierung eine
Privatisierungswelle staatlichen Eigentums ein. Ob Telekom, Bank Austria, der Flughafen Wien-Schwechat oderdie
Post als letzte in derReihe deran derBörse zu verscherbelnden Unternehmen, sie alle wurden privatisiert, um dem
Staat schnelles Geld zu bringen und die Unternehmen „wettbewerbsfähiger“ zu machen, d.h. Ende des
Kündigungsschutzes, Abzug in östliche Billiglohnländer oder Lohnkür zungen und Kündigungen großer Teile der
Belegschaft. Wer ist aber diese Aktiengesellschaft die im Namen des Staates Österreich ein Unternehmen nach dem
anderen in die Hände privaterKapitalistInnen gibt?

Der ÖGB trug die Post zu Grabe, bevorer überhaupt anf ing zu kämpfen



tria und Telekom AG knapp 2,5 Milliar -
den gab. Dicht gefolgt vom Jahr 2000, wo
es für weitere Happen der Telekom AG,
die PSK, die Staatsdruckerei und den
Flughafen 2,3 Milliarden w aren.3

Die Folgen

Privatisierungen bringen den Beschäf-
tigten keine Gewinne. Im Gegenteil,
viele landen auf der Straße. Ein Beispiel:
Die Austria Tabak. 2001 war die Privati-
sierung abgeschloßen. Der Konzern war
nunmehr Eigentum der britischen Gal-
laher Gesellschaft. Aus taktischen Grün-
den wurde damals eine Bestandsgaran-
tie für die Standorte in Linz, Hainburg/
D., Schwaz in Tirol und Fürstenfeld ge-
geben. Nach Ablauf der Garantie wur -
den aber schließlich die Standorte Für-
stenfeld und Schwaz geschlossen (Also
die Hälfte der Standorte!). Keiner dieser
beiden war defizitär . 160 Menschen wur-
den auf die Straße gesetzt. Und auch für
Hainburg/D. und Fürstenfeld w erden
die Verträge immer nur für ein w eiteres
Jahr unterzeichnet. Die Verlockung, etwa

bei Hainburg in die nur 10km östlich
gelegene Slowakei abzuwandern und
Millionen an Lohnkosten und Gehältern
zu sparen (keine Rede von den kaum
vorhandenen Gesetzen zum Schutz der
ArbeiterInnen und der staatlichen
Repression gegen Gewerk-
schafterInnen), ist für die
KapitalistInnen zu groß. Da schafft es
selbst die österreichische Regierung
nicht, sie zu halten. Auch w enn sie alles
daran setzt, dass die Unternehmen keine
Steuern zahlen müssen, ganz im
Gegenteil immer mehr Sub-ventionen
bekommen und die Arbeiter -Innenrechte
immer mehr aushöhlt.

Was ist notwendig?

Jegliche Privatisierungsmaßnahme muss
bekämpft w erden. Ein zentrales Problem
dabei ist die Beherrschung der Ar -
beiterInnenbewegung durch die sozial-
demokratische Bürokratie, die durch
ihre Privilegien an den kapitalistischen
Staat bzw. an die Unternehmer gebun-
den ist und jeden konsequenten Klas-

senkampf zu unterbinden v ersucht.
Deswegen müssen sich die KollegInnen
in den Betrieben in einer Basisbewegung
organisieren, um die Gewerkschafts-
spitzen zum Kampf zu zwingen oder
den Kampf notfalls auch ohne diese zu
führen. Ein erster wichtiger Schritt dazu
wäre die Organisierung aller Kollegin-
nen und Kollegen, die aktiv W iderstand
leisten wollen, in Aktionskomitees.
Letztlich muss die Profitlogik, die
gesamte kapitalistische Gesellschafts-
ordnung radikal durchbrochen w erden.
Wir brauchen ein Wirtschafts- und Ge-
sellschaftssystem, das für die Interessen
der Menschen produziert, und nicht für
Dividendenerträge und Priv atisierungs-
erlöse. Mit anderen Worten: Wir brau -
chen eine Revolution der ArbeiterInnen-
klasse zum Aufbau einer neuen, soziali -
stischen Gesellschaft!

1 siehe: www.oiag.at/htm/oiag/geschichte.htm
2 vgl.: OIAG Portfolio 2006, unter anderem auf

www.oiag.at erhältlich
3 siehe: OIAG Broschüre „Privatisierungserlöse“:

www.oiag.at/upload/OIAG_Privatisierungserl%C3

%B6se_2005_2_d.pdf

Seite 13österreicharbeiterInnenstandpunkt 142

Auf einen Schlag verkauft wurden bis jetzt:
1993: A.S.A; 1994: AT & S; 1995:
Schoeller-Bleckmann Oilfield
Equipment AG, Schoeller-Bleckmann
Edelstahlrohr GesmbH., Bernhard
Steinel Werkzeugmaschinen GmbH.,
Weiler Werkzeugmaschinen GmbH. &
Co.KG; 1996: GIWOG-
Wohnbaugruppe, VA Bergtechnik,
AMAG; 1997: Salinen AG; 2000: PSK,
Österreichische Staatsdruckerei GmbH;
2003: Postbus AG
Bei vielen, teilweise sehr großen,
Unternehmen kam/kommt der
Privatisierungstod schleichend:OMV (der
erste ÖIAG Börsegang): 1987: Abgabe
von 15%; 1989: Abgabe weiterer 10%,
1994: Veräußerung von weiteren 20%,
Bis Jahresende 1994: Rückzug auf 50%
minus eine Aktie, 1996: Abgabe von
weiteren 14,9%; Simmering-Graz-
Pauker-Verkehrstechnik: 1992: Abgabe
von 26%, 1993 Abgabe von weiteren
48%; VAE Eisenbahnsysteme: 1992:
Abgabe von 49%, 1993: Abgabe von
weiteren 25%, 1994: Abgabe der restli-
chen 26%; Austria Mikro Systeme
International: 1993: 74% abgegeben,
1994: Abgabe der restlichen 26%; VA
Technologie AG: 1994 : Abgabe von
51%, 2003: Abgabe weiterer 9%, 2005:
Vollständige Priv atisierung; Böhler-
Uddeholm AG: 1995: Abgabe von
27,3%, 1996: Abgabe von 47,7%, 2003: 

Abgabe der restlichen 25%; VA Stahl
AG: 1995: Abgabe von 31,7%, 1996:
Abgabe von 4,6%, 2001: Abgabe von 1%;
VAMED: 1996: Verkauf von 87%;
Mobilkom AG: 1997: Abgabe von 25 %
und einer Aktie; Bank Austria: Juni 1997
bis Jänner 1998: Abgabe von insgesamt
4.354.000 Aktien, Februar 1998: Abgabe
von insgesamt 6.269.050 Aktien (der
einzige Fall, in dem die ÖIAG keine
Prozentzahlen angibt.); Austria Tabak:
1997: Abgabe von 49,5%, 1999: Abgabe
von 9,4%, 2001: Abgabe der restlichen
41,1%; Telekom Austria AG: 1998:
Abgabe von 25 % und einer Aktie, 2000:
Abgabe von 27,2 %, 2002: Anteil der
OIAG reduziert sich v on 47,8 auf nun-
mehr 47,2 %, 2004: Abgabe von 17%;
AUA: 1999: Durch eine
Kapitalerhöhung reduzierte sich der
OIAG-Anteil auf 39,72% durch
Nichtausnutzung der Bezugsrechte.;
Flughafen Wien AG: 2000: Verkauf von
2,62 %, Abgabe von 3,22 %, 2001:
Abgabe von 8,92 %; voestalpine AG:
2002: Anteil der OIAG reduziert sich
von 37,8 % auf 34,7 %, 2003: Abgabe von
19,7%, 2004: Privatisierung wird begon -
nen, 2005: Vollpriv atisierung beendet;
ÖIAG Bergbauholding AG (ÖBAG):
August 2004: Abgabe des 26%-Anteils
an BMG Metall und Recycling GmbH,
Oktober 2004: Verschmelzung in GKB-
Bergbau GmbH.

Was wurde bis jetzt verkauft?
FIFTH INTERNA TIONAL 3 !!
Das theoretisches Journal der Liga für
die 5. Internationale
- Après le Non! The left in Europe
- The Left Party in Germany
- Making pov erty sustainable:
the G8, NGOs and debt relief

- The road to Respect:
the SWP’s march to the right

- 190 and the origin of the theory of Permanent 
Revolution

- Bolivia: pow er within grasp
- Hugo Chávez and the Bolivian Revolution

A5 Buch, 148 Seiten, Preis: € 6
Zu bestellen über unsere Kontaktadressen



Das letzte "Angebot" des Kommunalen
Arbeitgeber Verbandes war der Gipfel
der Provokation:
40 Stunden für alle, außer für Beschäf-
tigte über 60, aber das war nicht die ein-
zige Provokation. Einer ihrer V ertreter
sagte offen um was es geht: es geht um
Lohnsenkung und den Abbau von
Arbeitsplätzen. Das bedeutet, dass heute
schon die Arbeitszeitv erlängerung in
Stellenstreichungen umgerechnet ist und
die schönen Worte von "mehr Leistun-
gen für die Bürger" als Lügen da stehen.
Fingiert w aren auch die Meldungen über
mangelnde Notv ersorgung für Kinder
im Krankenhaus, v erlogen war die
Entrüstung über die fehlende Betreuung
von Kindern seitens der Politiker . Denn
sie sind dafür verantwortlich, dass es seit
Jahren zu wenig Betreuungseinrichtun-
gen gibt und dass viele Menschen, sich
diese nicht mehr leisten können.
Sie sind verantwortlich für den Nieder -
gang des Gesundheitssystems und die
steigenden Risiken für Patienten.
Der Streik wird nicht geführt w egen 18
Minuten, "die keinem schaden würden".
Es gilt den Generalangriff abzuw ehren,
der sich gegen alle Arbeitenden, gegen
die Erwerbslosen, Rentner und Jugend-
lichen richtet. Alle sozialen Errungen-
schaften sollen zerstört werden und vor
allem, die Organisationen der Arbeiter -
klasse kampfunfähig gemacht werden.
Die Führungen in den Gewerkschaften
haben dies bisher nicht wahrhaben wol-
len.
Immer wieder haben sie Löhne,
Arbeitsbedingungen und Arbeitszeiten
geopfert, um neue Kompromisse zu
erzielen: der Tarifv ertrag Öffentlicher
Dienst, der Pforzheimer Abschluss der
IG Metall, die "Beschäftigungssicherungs-
verträge" in den Betrieben.
Aber das Kapital will keinen
Kompromiss. Jedes Nachgeben nehmen
sie sofort zum Anlass, an der nächsten
Stelle anzugreifen. Immer wird dabei
behauptet, es ginge um den Standort
Deutschland, und immer profitiert das
Kapital, das immer höhere Profite und
noch weitere Privatisierung der öffentli -
chen Dienstleistungen und
Liberalisierung der Märkte will.

Wir lehnen diese Standortpolitik ab. Sie
ist der Versuch Arbeitsplätze in
Deutschland zu sichern, indem die
Konkurrenz mit den KollegInnen im
Ausland v erschärft wird. Dabei gewinnt
nur das Kapital, die Leidtragenden sind
die Beschäftigten. 
Wir sagen: Der einzige Weg ist
Solidarität über die Grenzen hinw eg. 
Viele, die in den letzten Jahren zu
Verzicht bereit waren, mussten feststel-
len, dass ihre Arbeitsplätze kurze Zeit
später erneut bedroht waren. Aber nicht
nur das: wem im entscheidenden
Augenblick das Hemd näher ist als der
Rock, wird bald nackt dastehen!
Wer im entscheidenden Augenblick v er-
sucht seine Interessen alleine zu verfol-
gen, steht bald alleine da!
Das muss jetzt auch mit aller
Deutlichkeit den Streikbrechern klarge -
macht werden.
Wenn heute die Beschäftigten im Öffent-
lichen Dienst verlieren, werden morgen
die priv aten Dienstleister erneut ge-
drückt. Das beste Beispiel sind die Me-
tall-Unternehmer . Sie gehen gerade auf
die Akkordarbeiter los, denen die Erhol-
zeiten gestrichen werden sollen.
Alle Metaller , die Arbeitenden in allen
Branchen müssen verstehen, dass es jetzt
um uns alle geht und den Schulter-
schluss mit den Streikenden und Ar -
beitslosen suchen!
Der Streik ist in einer kritischen Lage:
Durch die harte Haltung des Arbeitge-
berverbandes ist kein Kompromiss in
Sicht. 
Das kann mutlos machen. Aber die Aus-
weitung des Streiks und die Auseinan-
dersetzung mit den Streikbrechern kann
auch zu einer breiten Solidarisierung
führen. Gegen die gemeinsame Agenda
von Kapital und Staat brauchen wir brei -
te Solidarität, brauchen wir neue Ab-
wehrformen und Bündnisse der Be-
schäftigten, Arbeitslosen, Rentnern, und
Azubis.
Wir können eine Solidaritätsfront auf -
bauen gegen die Einheitsfront aus Ka-
pital, Medien und bürgerlichen P arteien.
Dies werden wir für die Zukunft brau -
chen: Es stehen neue Angriffe seitens der
Regierung ins Haus: Rentenaltererhö-

hung, Gesundheitsreform, Mehrw ert-
steuererhöhung, Kürzungen bei jugend -
lichen Arbeitslosen. etc. Viele Beleg-
schaften, in Großkonzernen bis zum klei-
nen Mittelständler kämpfen um ihre Ar -
beitsplätze. Hier brauchen wir eine Ab-
wehrfront der Betroffenen, nur so kön -
nen wir dem Block aus Staat und Kapital
auf gleicher Augenhöhe begegnen.
Wir w erden diese Abw ehrfront aber
nicht aufbauen können, wenn wir nicht
zugleich die Politik der Gew erkschafts-
führungen angreifen. Ihre W eigerung,
den Angriff in seiner ganzen Schärfe
wahrzunehmen hat dazu geführt, dass
mit dem TVÖD riesige Opfer gebracht
wurden, v or allem für zukünftige Be-
schäftigte. Zugleich wurden die Einfalls-
tore für den Angriff auf die 38,5 Stunden
schon eingebaut. Dies ist der Grund,
warum Verdi heute nicht für Arbeits-
zeitverkürzung kämpft. Somit steht fest,
dass jeder Kompromiss einen Verlust
darstellt. Jahrelang wurde zugelassen,
dass über Ausgliederungen und Sparten-
tarife die Kampfkraft untergraben wur -
de, die wir heute dringend brauchen.
Wir rufen alle auf: Beteiligt Euch am
Aufbau einer klassenkämpferischen
Basisbewegung in den Gewerkschaften.
Schluss mit der Anpassung an die
Regierungen und die Bedürfnisse des
Kapitals. Demokratische Umgestaltung
der Gewerkschaften und Abbau der
Pfründe und Privilegien des Apparats.

- Volle Solidarität mit dem Streik!
- Demokratisch gewählte Streik-Leitungen in
allen Betrieben und Einrichtungen!
- Solidaritäts-Komitees gegen Streikbruch! 
- Gemeinsamer Kampf IG Metall und Verdi!

Oberbürgermeister Schuster und
Bürgermeister Murawski sind schlim -
mer als vier Wochen alter Müll!

Dieses Flugblatt wird gemeinsam von der

Revolutionären Aktion Stgt (RAS), der AG Weisse

Fabrik und der Gruppe Arbeitermacht herausgege-

ben. Wir arbeiten mit anderen Gruppen an der

Vorbereitung der Revolutionären 1- Mai Demo.

Uns eint die Ablehnung des Kapitalismus, der die

Probleme auf dieser Welt nicht löst, sondern täglich

vergrößert.
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Streik im öffentlicher Dienst in Deutschland

Volle Solidarität mit dem Str eik! 
Gegen den Kommunalen Arbeitgeberverband und die Unternehmer

Gegen die Hetze der Politiker und Medien 
Gegen Streikbruch
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Was ist Kommunismus? Kommunismus
ist die Theorie der Revolution. W as
bedeutet das? Wir Kommunisten gehen
vom philosophischen Materialismus aus,
d.h. für uns ist die Grundlage v on allem
die Materie. Wir erkennen die ‘Objekte
an sich’, außerhalb des Geistes an,
genauso wie es die Wissenschaften tun.
Es gibt in der Welt nichts, außer der sich
bewegenden Materie. Diese
Bewegungen, die Interaktionen und
gegenseitigen Beeinflussungen sind der
Inhalt unserer dialektischen Methode.
Dialektik ist „die Lehre davon wie
Gegensätze identisch sein können und sind
(wie sie es werden) – unter welchen
Bedingungen sie identisch sind und ineinan-
der übergehen“1. Dialektik betrachtet also
die Gesamtheit der Materie in ihrem
Widerspruch und in ihrer Einheit –
quantitativ und qualitativ . Das Selbe
sehen wir auch in der Gesellschaft.
Individuen mit v erschiedenen Interessen
treffen im Kampf um das Dasein aufein -
ander. Aber diese Menschen unterteilen
sich in verschiedene Gruppen – in
Klassen. Der Begriff Klasse selbst kommt
aus der Mathematik und bedeutete die
Aufteilung der Gesamtheit in disjunkte
Gruppen, d.h. keiner kann
zu mehreren Klassen gehö-
ren aber jeder gehört zu
einer Klasse. Diese Klassen
unterscheiden sich vonein-
ander durch ihre unter -
schiedliche Stellung im
Produktionsprozeß – also
der wirtschaftlichen
Schaffung der Grundlagen
der Gesellschaft. Die Klasse
der Kapitalisten besitzt die
Produktionsmittel und
beutet andere – die
ArbeiterInnen – aus. Damit
sind wir auch schon bei der
zweiten Hauptklasse – der
Arbeiterklasse – die sich
durch den Verkauf ihrer
Arbeitskraft und ihre
Besitzlosigkeit von wirt -
s c h a f t l i c h e n
Produktionsmittel aus -
zeichnet. Daneben gibt es
schließlich noch weitere

Klassen wie das städtische
Kleinbürgertum und die Bauernschaft,
die zwar auch Produktionsmittel besit -
zen, jedoch keine Arbeitskräfte sondern
nur sich selbst ausbeuten.
Wir sehen also, daß die Art und W eise,
wie die Güter einer Gesellschaft produ-
ziert w erden – also die
Produktionsv erhältnisse – den gesell-
schaftlichen Aufbau, ihre
Machtstrukturen und die Gruppierung
der Menschen zueinander bestimmt. Die
Gesellschaft ist bestimmt durch die
Gesamtheit der Produktionsv erhältnisse.
„Die Produktionsverhältnisse bilden in ihrer
Gesamtheit das, was man die gesellschaftli-
chen Verhältnisse nennt, und zwar auf
bestimmter geschichtlicher
Entwicklungsstufe.“2

Den Kampf um die gesellschaftliche
Neuordnung können wir daher als
Kampf um die Produktionsv erhältnisse
bezeichnen (was wir w eiter unten als
Klassenkampf definieren w erden).
Während des Unterganges des
Feudalismus konnten durch den auf -
wärts strebenden Kapitalismus die
Produktivkräfte rasant entwickelt w er-
den (evolutionär), ab dem Moment aber

an dem die Produktionsv erhältnisse zu
eng sind, im Feudalismus wie im
Kapitalismus müssen neue
Produktionsv erhältnisse geschaffen wer-
den (revolutionär/qualitativ).

Produktionsverhältnisse
und Produktivkräfte

Wir leben im Kapitalismus, unsere
Wirtschaft ist kapitalistisch und damit
anders als sie im Feudalismus war und
im Kommunismus sein wird. Das
Gemeinsame aber ist, daß wir Menschen
Bedürfnisse haben. Um diese zu befriedi-
gen müssen wir eine Menge von Dingen
produzieren. W irtschaft ist also nichts
anderes als die grundsätzliche
Befriedigung der Gesamtheit unserer
Bedürfnisse. Wir alle sehen aber, daß die
kapitalistische Wirtschaft gerade nicht in
der Lage ist, die menschlichen
Bedürfnisse zu befriedigen. Es gibt dau-
erhaft Arbeitslosigkeit, Hunger , Krieg,
Armut usw . und das nicht nur in den
unterentwickelten Ländern, sondern
auch bei uns in Europa. Da die
Wirtschaft aber kein Selbstzweck sein,
sondern dem Menschen dienen sollte,
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Theoretische Überlegungen zur revolutionären Rolle der Arbeiterklasse

Wer ist das revolutionäre Subjekt?
von Stefan Gröbner, stefan.groebner@arbeiterInnenstandpunkt.net

Der Kommunismus als Lehre vom Klassenkampf und dernotwendigen Überwindung des Kapitalismus wird von
den bezahlten Schreiberlingen des bürgerlichen Systems gerne als unzeitgemäß abgetan. Wer jedoch die
Unzeitmäßigkeit derKommunisten behauptet, muß – falls erüber reine Polemiken hinausgehen will – dies bewei-
sen. Eine tatsächliche Analyse derbürgerlichen Gesellschaftsordnung und ihrer Widersprüche zeigt jedoch, daß der
Kommunismus und die Arbeiterklasse als revolutionäres Subjekt alles andere als unzeitgemäß ist.
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geht es nicht darum unsere Bedürfnisse
zurückzustecken, sondern die
Rahmenbedingungen zu ändern. Die
Wirtschaft hat sich im kapitalistischen
Rahmen (evolutionär) entwickelt und ist
nun an ihre Grenzen gestossen. Was wir
brauchen ist also eine revolutionäre
Bruch, die Neuschaffung der
Rahmenbedingungen für die
Produktionsv erhältnisse. Wie können
wir dies erreichen?

Die revolutionäre Klasse

Welche Gruppen von Menschen haben
überhaupt ein Interesse an einem radika-
len Bruch mit der herrschenden
Ordnung und sind zugleich fähig, die
Revolution v on Anfang bis zur erfolgrei -
chen Durchführung umzusetzen? Der
Kapitalismus als ein vielschichtiges
Gesellschaftssystem unterdrückt viele
Menschen – wirtschaftlich, politisch,
sozial, kulturell usw . Aber in all diesen
Gruppen können wir eine bestimmte
Gruppe von Menschen entdecken: die
Arbeiterklasse selbst. Sie bedienen die
Produktionsmittel, sie sind die
Produzenten unserer Gesellschaft. Sie
schaffen den kapitalistischen Profit und
erhalten somit unser System, was sie
auch so potentiell mächtig macht. Eben
weil sie den kapitalistischen Mehrw ert
schaffen, sind sie auch tagtäglich von
den brutalen Folgen der kapitalistischen
Produktionsw eise betroffen. Sie arbeiten
für ihre Ausbeuter, sie werden von ihnen
gekündigt, erfahren durch sie
Lohnkürzungen usw . Durch diese
gemeinsam erfahrene Ausbeutung sind
sie auch eine Klasse fähig zur kollektiven
Organisierung, wie wir in den letzten
150 Jahre gesehen haben (unzählige

Massenstreiks, Bildung von
Gewerkschaften, Arbeiterparteien usw .).
Die Arbeiterklasse ist also der allgemein-
ste Begriff einer Gruppe von Menschen,
die Interesse an einer revolutionären
Hebung in der kapitalistischen
Klassengesellschaft hat und gleichzeitig
fähig ist, sie zu vollziehen. Auch w enn
der Begriff Arbeiterklasse scheinbar anti-
quiert ist, so gibt es in Österreich derzeit
über drei Millionen Lohnabhängige, die
in ihrer großen Mehrheit der
Arbeiterklasse angehören und von
denen ein Teil in Großbetrieben beschäf-
tigt ist. Die V erschmähung der
Arbeiterklasse hat ausschließlich ideolo-
gische Gründe, denn viele Kapitalisten
wissen sehr wohl, w er ihr stärkster
Gegner ist.

Parasitärer Kapitalismus

Die Kommunisten gehen also davon aus,
daß die Gesellschaft sich mit der Zeit
entwickelt, und daß diese Entwicklung
einerseits stetig (evolutionär) aber auch
sprunghaft (rev olutionär) stattfindet.
Ganz klar, daß das auch für unsere Zeit
gilt. Sind wir aber schon am Punkt ange-
langt, wo das kapitalistische System zu
eng geworden ist?
Dazu meinte Trotzki: „W elches sind nun
die Voraussetzungen für die soziale
Revolution [...]? Der Voraussetzungen sind
viele. Wir müssen sagen, daß die objektiven
Voraussetzungen vor allem durch ein
bestimmtes Entwicklungsniveau der
Produktivkräfte geschaffen werden [...]. Ist
dieses Niveau erreicht? Zweifellos.“3 Und
weiter, „W enn es sich erweisen sollte daß
der Kapitalismus noch fähig ist, eine fort-
schrittliche historische Mission durchzufüh-
ren, [...] würde es bedeuten [daß es zu früh

für den Kommunismus wäre]“4.
Der Kapitalismus kann sich nicht mehr
isoliert entwickeln, „die Zeit der lokal
begrenzten Wirtschaftsprozesse ist ein für
alle mal vorüber.“ Der Kapitalismus ist
zum Weltkapitalismus gew orden. Kein
Land kann sich durch das innere
Gleichgewicht mehr halten, sondern
„bedarf eines Gleichgewichts in der Welt“ .
Auch w enn es in einzelnen Teilen Asiens
ein beschleunigtes Wirtschaftswachstum
gibt, so tendiert der Weltkapitalismus als
ganzes immer mehr zur Stagnation,
erzeugt immer mehr Krisen. Natürlich
gibt es auch weiterhin ein geringes
Wirtschaftswachstum und das wird es
immer geben, sowie es, solange der
Kapitalismus nicht tot ist, technische
Errungenschaften geben wird. Wir dür -
fen aber nicht die gesellschaftlichen
Fortschritt mit der Kapitalismus-imma -
nenten Gier nach Waren – von denen
WIR nichts haben – verwechseln. Diese
Gier wächst in Form von Rüstungs- und
W e r b u n g s a u s g a b e n ,
Verdrängungskampf, Konkurrenz usw .
immer stärker.
Im kapitalistischen System werden also
zunehmend Waren produziert, die
immer w eniger der Befriedigung der
Bedürfnisse dienen. Damit erweist sich
das System als parasitär. Um das zu ver-
deutlichen, könnten wir folgendes
Beispiel annehmen: die Menschheit
besitzt das Wissen darüber, wie
bestimmte Medikamente herzustellen
sind, um viele Krankheiten zu heilen.
Dieses Wissen wird allerdings geheim
(Patentrecht, Geschäftsgeheimnis) gehal-
ten, wodurch viele Menschen weltweit
sterben. Wenn wir die W irtschaft als die
Produktion unserer materiellen
Bedürfnisse verstehen, dann ist die kapi-
talistische Wirtschaftsordnung nicht in
der Lage dies umzusetzen, sondern wird
vielmehr zur Schutzhülle einiger
Pharmakonzerne, die ihren Profit damit
sichern. Das System hört also auf, der
gesellschaftlichen Weiterentwicklung
dienlich zu sein.
Mit dem zw eiten Beispiel wollen wir
eine andere Folge des parasitären
Charakters des Kapitalismus zeigen: sei-
ner unproduktiv en Verschwendung: Wie
ist es möglich, daß es eine dauerhafte
und hohe Arbeitslosigkeit gibt? Dadurch
geht ein Teil der Arbeitskraft v erloren.
Der Grund ist wieder ein System-imma -
nenter, denn während die
Arbeitslosigkeit für die
Gesamtgesellschaft schädlich ist, so sind
Entlassungen für den einzelnen
Kapitaliszen durchaus nützlich, dienen
sie doch der Steigerung seines individu-
ellen Profits.
Damit ist also die erste Frage beantwor-
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tet: die objektiven Gegebenheiten für den
Kommunismus sind v orhanden.

Klassenkampf

Die zweite Frage ist bereits teilweise
beantwortet. Die Arbeiterklasse ist best-
möglich geeignet, die revolutionäre
Klasse zu sein. Bleibt zu zeigen, daß sie
es nicht bloß theoretisch ist. Denn wäre
das der Fall, wäre der Kommunismus
nicht bloß überholt, sondern illusorisch.
Uns wird entgegnet: Die Arbeiterklasse
will gar keine Rev olution, sondern hat
andere Sorgen. Als Materialisten wissen
wir jedoch, daß das Bewußtsein durch
das Sein entsteht und nicht umgekehrt.
Es wäre idealistisch anzunehmen, daß
zuerst ein revolutionäres Bewußtsein in
der absoluten Mehrzahl der
Arbeiterklasse existieren müsste, um von
einer revolutionären Klasse und der
Möglichkeit einer Rev olution erst spre-
chen zu können.
In Wahrheit eignet sich die Klasse im
täglichen Produktionsalltag (dem
Klassenkampf) einen bestimmten
Erfahrungsschatz und ein bestimmtes
Bewußtsein an. In manchen Phasen geht
diese Entwicklung schneller v oran, in
anderen stagniert sie. In Periode des
offenen Klassenkampfes sind naturge-
mäß die Voraussetzungen am besten,
daß dem Proletariat Sprünge vorwärts in
seinem Bewußtsein gelingen. Hier gilt es
dann für die rev olutionäre Partei, diese
Weiterentwicklung des
Klassenbewußtseins mit wissenschaftli-
chen Einsichten in das Funktionieren des
Kapitalismus und der rev olutionären
Strategie, wie dieses System gestürzt
werden kann, zu erfüllen.

Warenfetisch

Was also ist die allgemeine Veränderung,
die die Arbeiter im rev olutionären
Klassenkampf durchmachen? Sie wer-
den zu einer Klasse – für – sich. D.h. sie
werden zu einem aktiven Subjekt, indem
sie sich als solches erkennen. Sie werfen
den sogenannten Warenfetisch („Hier
scheinen die Produkte des menschlichen
Kopfes mit eigenem Leben begabte, unterein-
ander und mit den Menschen in Verhältnis
stehende selbstständige Gestalten“5) durch
den sie im Kapitalismus geblendet wur -
den, von sich. Wie und w o treffen wir
auf den Warenfetischismus? „Wir können
uns den Sozialstaat nicht mehr leisten, da der
Staat kein Geld mehr hat“, „die Ausländer
nehmen uns die Arbeit weg“, „ das bisherige
Pensionssystem ist nicht mehr leistbar“,
„ uns geht es nicht besser, weil wir kein höhe-
res Wirtschaftswachstum haben“, „ die
Inflation macht alles teurer“ usf. All diese

Aussagen haben dieselbe Ursache. Sie
gehen nicht von einer materialistischen
Untersuchung aus, indem sie die Ökono-
mie und die Gesellschaft grundlegend
untersuchen, sondern bauen auf starren
Schemata auf, die die jetzige
Warenproduktion als die
Wirtschaftsform schlechthin, also unab-
hängig und allgemeingültig annehmen,
d.h., diese Wirtschaftsform wäre ohne
den Menschen existent und von ihm so
vorgefunden und lediglich v erwendet
worden, und nicht wie wir meinen selbst
ein Produkt der Entwicklung der
Gesellschaft, entstanden im Lauf der
Menschheitsgeschichte, ältere
Produktionsv erhältnisse ablösend.
Daher muß die Wirtschaft für jene zu
einem Buch mit sieben Siegeln werden,
und w enn DIE Wirtschaft – was immer
das sein mag – nicht funktioniert, geht es
uns (wirklich allen?) schlecht. 
Da Ökonomie aber nichts anderes ist, als
das Verhältnis der Menschen unter
bestimmten Produktionsbedingungen –
speziell das Verhältnis der Klassen -
bedeutet eine veränderte Wirtschaft nur
eine Veränderung des Verhältnisses der
Klassen. Höhere Arbeitslosigkeit resul -
tiert nicht zuletzt auch daraus, w eil
durch Rationalisierungen die Profite der
Kapitalisten steigen. Diese steigen auch,
wenn weniger an Steuern an den Staat
eingezahlt wird und dadurch der Staat
auch weniger Geld für Bildung und
Sozialleistungen zur Verfügung hat und
er sich diese nicht mehr ‘leisten’ kann. 
In Österreich macht die Lohnsteuer 30%
und die Steuern aller Kapitalisten 10%
der Staatseinnahmen aus. Firmen wie
IBM, NÖM, BP bekommen überhaupt
großzügige Steuererleichterungen. Man
könnte sagen: jede Sozialkürzung finan-
ziert an anderer Stelle einen neuen
Mercedes Benz.
Warenfetisch bedeutet also die
Reduktion der gesellschaftlichen
Verhältnisse auf Verhältnisse von Waren.
Im Klassenkampf jedoch überwindet der
Arbeiter nach und nach diesen Fetisch.
Ich habe noch nie gehört, daß Arbeiter
gegen „die Wirtschaft“ streikten. Ihre
Forderungen sind vielmehr immer kon -
kret gegen die Herrschenden gerichtet.
Sie beziehen Stellung gegen Ausbeutung
und das Verbrechen der immensen
Verschwendung einiger Weniger. In die-
sem Moment lichtet sich der ideologi -
sche Nebel. Die Arbeiter erkennen ihren
Feind und beginnen sich ihrer Macht als
Klasse schrittweise bewußt zu werden.
Die Herrschaft der Bourgeoisie wird
angezweifelt und der politisch
Staatsapparat kann die Empörung
erweckenden Produktionsverhältnisse
immer w eniger überdecken, denn dieser

Apparat ist der herrschenden Klasse ver-
pflichtet. In diesem Kampf wird die
Arbeiterklasse dazu gedrängt, sich
eigenständig in Streikkomitees oder auf
einer höheren Ebene in Räten in den
Betrieben und Stadtteilen zu organisie-
ren. Dadurch wird letztlich die
Machtfrage aufgeworfen – sei es im
Betrieb oder in der gesamten
Gesellschaft. Die Machtfrage, die sich
stellt, ist ob die alten Herrschenden die
Streikenden brechen können, indem sie
ihnen leere Versprechungen und kleinen
Aufmerksamkeiten geben bzw. sie mit
brutaler Gewalt unterdrücken. Oder ob
die Arbeiter begreifen, daß sie nur sich
selbst vertrauen dürfen und bereits
Erreichtes nicht verschenken dürfen,
sondern beibehalten müssen und damit
eine neue Ordnung auf revolutionären
Wege schaffen. Nichts anderes aber ist
Kommunismus.

Klassenkampf im 21.
Jahrhundert

Schön und gut, werden meine Kritiker
entgegnen, aber das wird im 21
Jahrhundert nicht mehr passieren und
schon gar nicht in Europa. Das sagen all
jene, die auch vor dem Ausbrechen der
Jugendunruhen in Frankreich letztes
Jahr geschworen hätten, daß es nie dazu
kommen würde. Die ablehnenden
Ansichten dort und die illusorischen
Behauptungen hier beruhen nicht auf
Wissen, sondern auf der Unfähigkeit
Tatsachen zu analysieren und richtig zu
beurteilen.
Denn es existiert eine unheilige Allianz
zwischen den abgehobenen Bürokraten
an der Spitze der offiziellen
Arbeiterbew egung und den Kapitalisten,
die die Arbeiterklasse verwirrt und
lähmt. Diesen Sachverhalt aufzuzeigen
ist heute eine wesentliche Aufgabe aller
Kommunisten.
Die Kommunisten analysieren die
Widersprüche unserer kapitalistischen
Gesellschaft, suchen deren Ursachen -
diese sind in der Warenproduktion zu
suchen - und kämpfen mit der
Arbeiterklasse für eine andere Welt.
Kommunismus ist also nicht unzeitge -
mäß sondern notwendig und notw endi-
ger als je zu vor.

1 Ivan Luppol: Lenin und die Philosophie. Zur Frage

des Verhältnisses der Philosophie zur Revolution;

Berlin 1929, S.110
2 Ivan Luppol, ebenda S.128
3 Leo Trotzki: Europa und Amerika, Berlin 1926, S.

10
4 Leo Trotzki, ebenda, S.85
5 Karl Marx: Das Kapital, Bd.1, MEW 23, S.86
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Sir Roger Casement1, vormals ein promi -
nenter Beamte im Dienste des britischen
Kolonialreichs, der nun aus Überzeu-
gung ein irischer revolutionärer Natio-
nalist wurde und als V ermittler zwi -
schen Deutschland und dem irischen
Aufstand diente, wurde zum T ode ver-
urteilt. „ Ich sitze lieber auf der Anklagebank,
als auf dem Platz des Ankläger“, rief er ,
bevor das Urteil v erlautbart wurde, w el-
ches entsprechend der alten Formel war,
dass Casement „am Hals aufgehängt wer-
den soll bis er stirbt“, danach sollte Gott
Gnade über seine Seele haben.
Soll das Urteil durchgeführt w erden?
Diese Frage muss Asquith 2 und Lloyd
George3 viele bange Stunden gekostet
haben. Casement zu exekutieren würde
bedeuten, dass die Situation für die von
Redmont4 geführte opportunistische,
rein parlamentarische Irish Nationalist
Party5 (Irische Nationalistische Partei)
schwieriger wird, w elche bereit ist, im
Blut des Dubliner Aufstandes einen
neuen Kompromiss mit der Regierung
des Vereinigten Königreiches zu unter -
zeichnen. Casement zu begnadigen,
würde jedoch, nach so vielen vollstreck-
ten Todesurteilen, offen „ Nachsicht zeigen
für einen hochrangigen Verräter“. Das ist
die demagogische Melodie der briti -
schen Sozialimperialisten vom Schlage
eines blutrünstigen Schlägers wie Hynd-
man.6 Aber wie immer auch über das
persönliche Schicksal von Casement ent-
schieden wird, das über ihn v erhängte
Urteil markiert den Schlusspunkt dieser
dramatischen Episode des irischen
Aufstandes.
Was die rein militärische Operation der
Aufständischen anbelangt, wurde die
Regierung, so weit wir wissen, schnell

Herr der Lage. Eine sich über die ganze
Nation erstreckende Bewegung, so wie
es sich manche nationalistische Tagträu-
mer erhofften, erhob sich nicht. Das
ländliche Irland erhob sich nicht. Die iri -
sche Bourgeoise, genauso wie die höhe-
ren, einflussreicheren Teile der irischen
Intelligenzija, blieb ruhig und distanzier -
te sich. Die städtischen Arbeiter kämpf -
ten und starben, gemeinsam mit den
revolutionären Enthusiasten der klein -
bürgerlichen Intelligenzija.
Die historische Basis für eine nationale
Revolution v erschwand sogar im rück-
ständigen Irland. 7 Insoweit die irische
Bewegung im letzten Jahrhundert einen
Charakter als Volksbewegung erlangte,
bezog sie immer ihre Stärke aus dem
sozialen Antagonismus zwischen den
rechtlosen und hungernden pauperisier -
ten8 Bauern und den allmächtigen engli -
schen Landbesitzern. Während für
Letztgenannte Irland immer nur als
Objekt für agrarische Plünderung und
Ausbeutung diente, w ar es für den briti -
schen Imperialismus eine wichtige Ga-
rantie für seine Vorherrschaft über die
Meere. In einer am Vorabend des Krieges
verfassten Broschüre, zeigt Casement,
hoffend dadurch das Interessen Deu-
tschlands zu wecken, dass die Unabhän-
gigkeit v on Irland „Freiheit des Meeres“
und daher den Todesstoß für die briti -
sche Seeherrschaft bedeutet. Dies ist
insoweit richtig, als ein „unabhängiges“
Irland nur als V orposten eines imperiali -
stischen Gegenspielers zu Britannien
und als militärische Seebasis gegen briti-
sche Vorherrschaft existieren könnte.
Gladstone9 war der erste, der die militä-
rischen und imperialen Interessen von
Britannien höher stellte als die Interessen

der anglo-irischen Großgrundbesitzer .
Er führte eine breite Agrargesetzgebung
ein, wodurch - natürlich durch V ermit-
tlung des Staates und mit äußerst groß-
zügiger Abfindungen - die Besitztümer
der englischen Landlords zu den iri -
schen Bauern überführt wurden. Auf
jeden Fall wurden die Bauern nach den
Landreformen v on 1881-1903 zu konser-
vativen Kleinbürgern, deren Blick die
grüne Fahne der nationalen Unabhän-
gigkeit nicht mehr v on ihren kleinen
Stückchen Land abzulenken vermochte.
Die überzählige irische Intelligentsia
strömte in Massen in die Städte von
Britannien, als Anwälte, Journalisten,
Händler , und so ging die Mehrheit v on
ihnen für die „nationale Frage“ v erloren.
Die unabhängige irische Handels- und
Industriebourgeoisie, w enn man davon
ausgeht, dass eine solche Klasse sich in
den letzten Jahrzehnten überhaupt for-
mieren konnte, nahm sofort eine feindli -
che Haltung gegenüber dem jungen iri -
schen Proletariat ein und schloss sich
dadurch selber aus dem national-revolu-
tionären Lager aus und wechselte zum
imperialen Possibilismus10 und dem iri -
schen „Versöhnlertum“.
Die junge irische Arbeiterklasse, entstan-
den in einer Atmosphäre geprägt von
heroischen Erinnerungen an den natio-
nalen Aufstand, geriet in W iderspruch
mit der egoistischen, bornierten, impe-
rialen Arroganz des britischen Trade
Unionismus. Sie schwankte natürlicher -
weise zwischen Nationalismus und
Syndikalismus und ist immer in der
Lage, diese zwei Konzeptionen in ihrem
revolutionären Bewusstsein zu verbin-
den. Sie zog einige junge Intellektuelle
und gewisse nationalistische Enthusias-

Über die Ereignisse von Dublin
von Leo Trotzki, 4.Juli 1916

Zu Ostern 1916 erhoben sich die DublinerArbeiterInnen gegen die englische Unterdrückung und die jahrhunder-
te lange britische Besatzung ihres Landes. Am Ostermontag verkündete Patrick Pearse die irische
Unabhängigkeitserklärung, verfasst und produziert von James Connolly. Connolly war irischer
Gewerkschaftsführer und gründete 1896 die Irish Socialist Republican Party (ISRP, Irische Sozialistisch-
Republikanische Partei). Heuer jähr t sich dieses historische Datum zum 90ten Mal.
Aus diesem Grund veröffentlichen wir Leo Tr otzkis Ar tikel aus Nashe Slovo - einer Zeitung der russischen
Sozialdemokratie – vom 4. Juli 1916 erstmals in deutscherSprache. Tr otzkis zweiter Ar tikel über den Dubliner
Aufstand, „Clemency!“ (dt. Gnade!), werden wir in einer unserer nächsten Ausgaben des ArbeiterInnenstandpunkt
ins Deutsche übersetzt abdrucken.
Leo Tr otzki legt in diesem Ar tikel eine grundsätzlich richtige marxistische Analyse deririschen Klassengesellschaft
und des Aufstandes 1916 dar. Seine Zurückweisung des reaktionären Standpunkts Plechanow ist heute noch aktu-
ell, denkt man nur an die heutigen ReformistInnen vom Schlage derlinken SozialdemokratInnen und Post-
StalinistInnen, die ihre Unterstützung für den nationalen Befreiungskampf im Irak und Palästina verweigern.
Allerdings kann man in diesem Ar tikel auch die noch nicht abgeschlossene Aneignung Tr otzkis der Lenin’ schen
Herangehensweise an die nationale Frage erkennen. Die Überschätzung derkonservativen, am nationalen
Befreiungskampf desinteressierten, Haltung der irischen Bauernschaft sollte sich als fehlerhaft erweisen, wie deren
massenhafte Unterstützung im Bürgerkrieg wenige Jahre späterzeigte. Ebenso Tr otzki’ s These, daß die historische
Basis für eine nationale Revolution verschwunden sei. Wie Tr otzki’ s spätere Schriften zurnationalen Frage zeigen,
überwand er jedoch diese Fehlerbald darauf. (*)
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ten an, die wiederum die Vorherrschaft
der grünen über die rote Fahne in der
Arbeiterbew egung hineintrugen. Aus
diesem Grund wurde die „nationale
Revolution“ auch in Irland zu einem
Aufstand der Arbeiter und Casements
isolierte Position innerhalb dieser
Bewegung verdeutlicht diese Tatsache
nur noch stärker.
In einem erbärmlichen, beschämenden
Artikel schrieb neulich Plechanow 11 von
der „ Schädlichkeit“ des irischen Aufstan-
des für die Sache der Freiheit und froh-
lockte, dass das irische Volk „ zu seiner
Ehre“ dies verstanden hat und die wahn-
sinnigen Revolutionäre nicht unterstütz -
te. Nur völlige patriotische Gehirner -
weichung kann jemanden zu der Ansicht
verleiten, dass die irischen Bauern nicht
an der Revolution teilnahmen, da ihr
Standpunkt der internationalen Situa-
tion entsprach und sie dadurch die
„Ehre“ v on Irland retteten. Tatsächlich
wurden sie nur v on blindem bäuerlichen
Egoismus geleitet, der sie gleichgültig
macht für alles, was außerhalb der Gren-
zen ihres Stück Landes passiert. Nur aus
diesem einen Grund ermöglichten sie
den schnellen Sieg der Londoner Regie-
rung über die heroischen Verteidiger der
Dubliner Barrikaden möglich.
Das Experiment einer irisch-nationalen
Erhebung, in welchem Casement - zwei-
felsohne mit persönlicher Courage - die
Hoffnungen und Methoden der V ergan-
genheit repräsentierte, ist vorbei. Aber
die historische Rolle des irischen Pro-
letariats hat gerade erst begonnen. Es hat
bereit seinen Klassenhass gegen Mili-
tarismus und Imperialismus in diesen
Aufstand hineingetragen – w enn auch
unter einem überholten Banner. Dieser
Hass wird v on nun an nicht mehr abklin -
gen. Im Gegenteil, es wird ein lautstar-
kes Echo in ganz Britannien hervorrufen.
Schottische Soldaten schlugen die Bar-
rikaden v on Dublin nieder . Aber in

Schottland selbst sam-
meln sich Kohlenarbeiter
hinter der roten Fahne,
angeführt v on MacLean
und seinen Genossen.
Das von Lloyd George
verrichtete Henkerswerk
wird v oll und ganz
gerächt werden durch
eben jene Arbeiter , welche
die Hendersons12 derzeit
an den blutigen Feldzug
des Imperialismus anzu-
ketten versuchen.

* * * * * 
(*) Die Übersetzung beruht
auf dem englisch-sprachi-
gen Text, der im Buch

„Lenin’s Struggle for a Revolutio-nary
International. Documents: 1907-1916.The
Preparatory Years“ (Pathfinder Press 1986,S.372-
374) veröffentlicht. Übersetzung und
Anmerkungen von Dieter Reinisch,
dieter.reinisch@arbeiterInnenstandpunkt.net

* * * * *  
1 Sir Roger Casement (1864-1916): Britischer Konsul

in Afrika und Südamerika, der zum Ritter geschlagen

wurde, da er Menschenrechtsverletzungen an den

Eingeborenen anprangerte. Während des Dubliner

Osteraufstandes versuchte er, eine deutsche Waffen-

lieferung nach Irland zu schmuggeln, wurde aber von

den Engländern gefasst und darauf hin-

gerichtet.
2 Herbert Henry Asquith (1852-1928):

britischer Premierminister der Liberalen

Partei von 1908 bis 1916
3 David Lloyd George (1863-1945):

Walisischer Nationalist der als Liberaler

während des 1. Welt-kriegs zum briti-

schen Premierminister gewählt wurde. War

der einzige Waliser der jemals dieses Amt

innehatte.
4 John Redmont (1856-1918): Führer

der Irish Nationalist Party/Irish

Parliamentary Party von 1900-1918
5 Irish Nationalist Party: bürgerlich-

nationalistische Partei, die sich später in

Irish Parliamentary Party (Irische

Parlamentspartei) umbenannte und in

unterschiedlichen Formen von 1874-

1978 existierte. Bei den ersten Wahlen

des unabhängigen Irland sanken ihre

Mandate von 73 auf 6 und sie verblieb

bis an ihr Ende nahezu bedeutungslos.
6 Henry Mayers Hyndman (1842-

1921): Englischer Schriftsteller und

Gründer Social Democratic Federation

(Sozialdemokratische Föderation) und

der National Socialist Party (NSP,

National-Sozialistische Partei). Unter-

stützte als Mitglied der British So-cialist

Party (Britische Sozialistische Partei)

Britan-niens Kriegseintritt in den 1.

Weltkrieg und spaltete sich daher mit der

NSP von ihr ab, deren Vorsitzender er

bis zu seinem Tod blieb.
7 Auch der Bolschewik Karl Radek vertritt in seinem

Artikel „Das Ende eines Liedes“ aus der Berner

Tagewacht vom 9. Mai 1916 diese Position. Radek

spricht hier sogar von einem „nationalistischen

Putsch“, da „die irische Frage eine rein agrarische

Frage“ sei. Lenin nimmt zum irischen Aufstand eine

andere, wohl richtigere Position ein, und verurteilt

Radek für seine Äußerungen. Siehe dazu: Die

Ergebnisse der Diskussion über die Selbstbestim-

mung. (in: LW 22, S.362f) sowie Karl Radek. The

End of a Song, in: Lenin’s Struggle for a Revolutio-

nary International. Documents: 1907-1916. The Pre-

paratory Years, (Pathfinder Press 1986, S.372-375;

www.marxists.org/archive/radek/1916/ 05/1916rising.htm)
8 Pauperismus: Verarmung, Massenarmut
9 William Ewart Gladstone (1809-1898): Britischer

Politiker, anfangs Konservativer, später Liberaler,

mehrmaliger Premierminister. Setzte mehrere

Reformen in Irland durch, an seinem Ziel der irischen

Selbstverwaltung scheiterte er aber.
10Trotzki verstand unter Possibilismus die „bewuss-

te und planmäßige Anpassung an die ökonomischen,

rechtlichen und staatlichen Formen des nationalen

Kapitalismus“(Der Krieg und die Internationale, 1914)
11 Georgi Plechanow (1856-1918): Gründer im

Schweizer Exil der Gruppe der Befreiung der Arbeit,

dem Kern der späteren russischen Sozialdemokratie.
12 Arthur Henderson (1863-1935): Britischer

Gewerkschaftsführer und Labour-Führer, der 1916

als Minister ohne eigenen Aufgabenbereich in das

Kriegskabinett von Lloyd George eintrat.

“ Wir dienen weder König noch Kaiser, nur Irland” Das berühmte
Transparent auf dem Gewerkschaftsgebäude Liberty Hall in Dublin,
in dem James Connolly die Unabhängigkeitserklärung druckte.

Die I r ische Unabhängigkeisterklärung



1. MAI1. MAI
ArbeiterInnenstandpunkt enternasyonalist
ve devrimci-komünist bir kurulustur.
Dünyanin dört bir yanindaki yoldaslarimizla
birlikte isçilerin ve sömürülen insanlarin
çikarlari için mücadele ediyoruz. Amacimiz
sömürünün ve baskinin ortadan kalkmis
oldugu sinifsiz bir toplum yaratmak.  
Böyle bir toplumu yalnizca enternasyonalist
bir çerçevede kurabiliriz. Bunun için sosyalist
bir isçi devrimi sart. Ayni zamanda isçi sinifi-
nin konseyler vasitasiyla hüküm sürdügü
devletler kurulmali. Bu devletlerde hükümet-
ler ve diger bütün kurumlar taban tarafindan
seçilmeli ve her an oylama ile azletilebilmeli
Biz bu yüzden dünyada ve avusturyada ger-
çeklesmesi gereken sosyalist bir Devrime
inaniyoruz ve onun için mücadele ediyoruz. 
Ve bu yüzden bizim "var olan sosyalist" rejim-
lerle hiç bir ortak yanimiz veya baglantimiz
yok. Bu devletlerde halk bir bürokrasi tara-
findan ezildi ve sömürüldü. Sosyalizm ve
Komünizm ile uzaktan yakindan alakasi yok-
tur böyle rejimlerin.  
Biz isçilerin çikarlari dogrultusunda olan her
mücadeleyi, her kavgayi ve her talebi deste-
kliyoruz. Mevcut yasam kosullarini degistir-

mek ve düzeltebilmek için yürütülen her kav-
gayi, ne kadar küçük olursa olsun, deste-
kliyoruz. 
Daha yüksek ücretler için, isten çikarilmala-
ra karsi, demokratik haklar için veya savas
karsiti mücadeleler sergilemekten aciz olan
örgütlerin devrim yapmalarida olanaksizdir.
Biz çalistigimiz sendikalarda sinif mücadele-
si, sosyalizm ve isçi-demokrasisi icin müca-
dele ediyoruz. Ama sendikalar bürokrasi
tarafindan yönetiliyor. Bu bürokrasi, kendi
çikarlari için üyelerinin taleplerini ve çikarla-
rini hiç'e sayan, kapitalistlere karsi tutarli bir
sinifsal mücadele yürütecegi yerde sendika-
lari sosyal-demokrasiye ve devlete baglayan
ve onlara muhtaç eden bir siniftir. 
Biz milli baskilara karsi olan her kavgayi,
ona karsi gösterilen her direnisi destekliyo-
ruz. Bu direnislerin baslarinda devrimci lider-
ler olmasa bile. 
Biz SPÖ`nün, KPÖ'nün veya sendikalari
yönetenlerin aksine kavgamizi sadece iyile-
stirmelerle veya reformlarla sinirlandirmak
istemiyoruz. Nedenmi? çünkü bizim amaci-
miz mevcut olan kapitalist sistemi reformlar-
la düzeltmek degil, bilakis mevcut sistemi

yikmak. Kim ken-
dini kapitalizmi
yenilendirme ve
onu düzeltme
hayallerine kaptirirsa, o ister istemez bu
sistemin bir kölesi durumuna gelecektir. 
Issizlik, Savas, Açlik, Sömürü ve Zulüm - bun-
lar sadece kapitalizmin "kötü" veya "sosyal
olmayan" yanlari degildir kesinlikle. Bu
unsurlarin olmadigi bir  kapitalizm hayal bile
edilemez, çünkü kapitalizmi besleyen kan-
dir, savastir, açliktir, sömürüdür, zulümdür…
Yani kapitalizmin olmazsa olmazlaridir bu
saydiklarimiz. Bu demek oluyorki eger orta-
da bir sorun varsa, ki oldugunu hepimiz
görüyoruz, oda kapitalizmin ta kendisidir. Bu
durumda bizim yapmamiz gereken bu sömü-
rü düzenini ortadan kaldirmak. Biz bu yüz-
den kapitalizmi yikma yolunda atilan her
adimin destekçisiyiz ve bunun için yapilan
her kavganin içerisindeyiz. Amacimiz, "gün-
lük kavgalari" sozyalizm ugruna yapilan kav-
galar ile birlestirmek ve isçi sinifinin özgürlü-
güne giden bir köprü kurmak.

Bu dogrultuda 5. Enternasyonalin bir

bölümü olan yeni bir devrimci Isçi-Partisi

kurmak istiyoruz!

Biz kimiz? Amacimiz ne? Ne için mücadele ediyoruz?!
A r b e i t e r I n n e n s t a n d p u n k t

5 .  E n t e r n a s y o n a l  L i g a s i ' n i n  a v u s t u ry a  b ö l ü m ü
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Revolutionärer Marxismus Nr.35
EUROPÄISCHER IMPERIALISMUS
- Nach dem Nein in Frankreich: Soziales
oder sozialistischesEuropa?

- “Amerikanisierung” oder Niedergang.
Widersprüche des EU-Projekts

- Globalisierung:
Jüngstes Stadium des Imperialismus

- Prinzipien rev olutionärer Jugendorganisation

A5 Buch, 100 Seiten, Preis: € 6
Zu bestellen über unsere Kontaktadressen

Termine
Chavez, Morales, Lula, Castro, Kirchner , FARC, Zapatist as,

linker W ahlsieg in Uruguay , etc.
Lateinamerika auf den W eg in den Sozialismus?

Fr., 01. April 2006, 19.00, Amerlinghaus
(Stiftgasse 8, 1070 Wien, Nahe U3 Volkstheater)

ab 8.30 Uhr: Büchertisch von ASt und REVOLUTION
am Ring gegenüber vom Parlament

10.00 Uhr: Internationalistische 1.Mai-Demonstration, Oper

UnterstützerInnen der Demonstration u.a.: ArbeiterInnenstandpunkt, REVOLUTION,
Kommunistische Initiative, ATIGF, DHKP/C, Anatolische Föderation, DHD, Atilim,

Neue Demokratische Jugend, AIK, KOMAK-ML, Stamokapströmung in der SJ

90 Jahre irische Unabhängigkeit serklärung:
Was blieb vom Kamp f um die Freiheit?

Vortrag von Dieter Reinisch

Fr., 14. April 2006, 19.00, Amerlinghaus
(Stiftgasse 8, 1070 Wien, Nahe U3 Volkstheater)


